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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (86. Novelle zum ASVG) 
Beschäftigung im Inland Beschäftigung im Inland 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 
(2) Als im Inland beschäftigt gelten auch (2) Als im Inland beschäftigt gelten auch 

 a) bis e) …  a) bis e) … 
 f) Dienstnehmer österreichischer Staatsangehörigkeit, die bei einer 

amtlichen Vertretung der Republik Österreich im Ausland oder bei 
Mitgliedern einer solchen Vertretung im Ausland beschäftigt sind. 

 f) DienstnehmerInnen, die bei einer österreichischen 
Berufsvertretungsbehörde im Ausland oder bei Mitgliedern einer 
solchen Behörde im Ausland beschäftigt sind, sofern sie von den 
Vorschriften über soziale Sicherheit des Empfangsstaates befreit sind 
und nicht bereits der lit. d unterliegen. 

(3) … (3) … 
Umsetzung von Unionsrecht Umsetzung von Unionsrecht 

§ 3b. Durch dieses Bundesgesetz werden umgesetzt: § 3b. Durch dieses Bundesgesetz werden umgesetzt: 
 1. die Richtlinie 89/105/EWG betreffend die Transparenz von Maßnahmen 

zur Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den 
menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen 
Krankenversicherungssysteme, ABl. Nr. L 40 vom 11.02.1989 S. 8, 

 1. die Richtlinie 89/105/EWG betreffend die Transparenz von Maßnahmen 
zur Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den 
menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen 
Krankenversicherungssysteme, ABl. Nr. L 40 vom 11.02.1989 S. 8; 

 2. die Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.09.2005 S. 22, zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 2013/25/EU, ABl. Nr. L 158 vom 
10.06.2013 S. 368 sowie 

 2. die Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.09.2005 S. 22, zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 2013/25/EU, ABl. Nr. L 158 vom 
10.06.2013 S. 368; 

 3. die Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, ABl. Nr. L 88 vom 
04.04.2011 S. 45. 

 3. die Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, ABl. Nr. L 88 vom 
04.04.2011 S. 45; 

  4. die Richtlinie 79/7/EWG zur schrittweisen Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im 
Bereich der sozialen Sicherheit, ABl. Nr. L 6 vom 10.01.1979 S. 24; 

  5. die Richtlinie 96/34/EG zu der von UNICE, CEEP und EGB 
geschlossenen Rahmenvereinbarung über Elternurlaub, ABl. Nr. L 145 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vom 19.06.1996 S. 4, aufgehoben durch die Richtlinie 2010/18/EU, ABl. 
Nr. L 68 vom 18.03.2010 S. 13; 

  6. die Richtlinie 2000/43/EG zur Anwendung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft, ABl. Nr. L 180 vom 19.07.2000 S. 22; 

  7. die Richtlinie 2003/109/EG betreffend die Rechtsstellung der langfristig 
aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen, ABl. Nr. L 16 vom 
23.01.2004 S. 44, in der Fassung der Richtlinie 2011/51/EU, ABl. Nr. L 
132 vom 19.05.2011 S. 1; 

  8. die Richtlinie 2004/38/EG über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu 
bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 
72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl. Nr. L 158 vom 30.04.2004 S. 77, 
zuletzt berichtigt durch ABl. Nr. L 204 vom 04.08.2007 S. 28; 

  9. die Richtlinie 2005/71/EG über ein besonderes Zulassungsverfahren für 
Drittstaatsangehörige zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung, 
ABl. Nr. L 289 vom 03.11.2005 S. 15; 

  10. die Richtlinie 2009/50/EG über die Bedingungen und den Aufenthalt 
von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizierten 
Beschäftigung, ABl. Nr. L 155 vom 18.06.2009 S. 17; 

  11. die Richtlinie 2011/98/EU über ein einheitliches Verfahren zur 
Beantragung einer kombinierten Erlaubnis für Drittstaatsangehörige, 
sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, 
sowie über ein gemeinsames Bündel von Rechten für 
Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtmäßig in einem Mitgliedstaat 
aufhalten, ABl. Nr. L 343 vom 23.12.2011 S. 1; 

  12. die Richtlinie 2014/66/EU über die Bedingungen für die Einreise und 
den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines 
unternehmensinternen Transfers, ABl. Nr. L 157 vom 27.05.2014 S. 1. 

Ausnahmen von der Vollversicherung Ausnahmen von der Vollversicherung 
§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind - unbeschadet einer nach 

§ 7 oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen: 
§ 5. (1) Von der Vollversicherung nach § 4 sind - unbeschadet einer nach 

§ 7 oder nach § 8 eintretenden Teilversicherung – ausgenommen: 
 1. bis 8. …  1. bis 8. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 9. Dienstnehmer nicht österreichischer Staatsangehörigkeit hinsichtlich 

einer Beschäftigung bei Dienstgebern, denen Exterritorialität zukommt; 
 9. Aufgehoben. 

 10. bis 16. …  10. bis 16. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 

Ende der Pflichtversicherung Ende der Pflichtversicherung 
§ 11. (1) bis (2a) … § 11. (1) bis (2a) … 
(3) Die Pflichtversicherung besteht, wenn das Beschäftigungsverhältnis 

nicht früher beendet wird, weiter 
(3) Die Pflichtversicherung besteht, wenn das Beschäftigungsverhältnis 

nicht früher beendet wird, weiter 
 a) …  a) … 
 b) für die Zeit einer Arbeitsunterbrechung infolge eines 

Frühkarenzurlaubes für Väter nach § 29o VBG oder nach gleichartigen 
landesgesetzlichen Regelungen, 

 b) für die Zeit einer Arbeitsunterbrechung infolge eines 
Frühkarenzurlaubes nach § 29o VBG oder nach gleichartigen 
landesgesetzlichen Regelungen, 

 c) bis e) …  c) bis e) … 
(4) bis (7) … (4) bis (7) … 

Versicherungszugehörigkeit der Pflichtversicherten zu den einzelnen 
Arten der Pensionsversicherung 

Versicherungszugehörigkeit der Pflichtversicherten zu den einzelnen 
Arten der Pensionsversicherung 

b) Pensionsversicherung der Angestellten b) Pensionsversicherung der Angestellten 
§ 14. (1) Zur Pensionsversicherung der Angestellten gehören die in der 

Pensionsversicherung pflichtversicherten Personen hinsichtlich jener 
Beschäftigungen, die nicht die Zugehörigkeit zur knappschaftlichen 
Pensionsversicherung nach § 15 begründen, 

§ 14. (1) Zur Pensionsversicherung der Angestellten gehören die in der 
Pensionsversicherung pflichtversicherten Personen hinsichtlich jener 
Beschäftigungen, die nicht die Zugehörigkeit zur knappschaftlichen 
Pensionsversicherung nach § 15 begründen, 

 1. wenn ihr Beschäftigungsverhältnis durch das Angestelltengesetz, BGBl. 
Nr. 292/1921, Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, oder 
Schauspielergesetz, BGBl. Nr. 441/1922, geregelt ist oder überwiegend 
Dienstleistungen umfasst, die den Dienstleistungen in den nach diesen 
Gesetzen geregelten Beschäftigungsverhältnissen gleichzuhalten sind; 

 1. wenn ihr Beschäftigungsverhältnis durch das Angestelltengesetz, BGBl. 
Nr. 292/1921, Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, oder 
Theaterarbeitsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2010, geregelt ist oder 
überwiegend Dienstleistungen umfasst, die den Dienstleistungen in den 
nach diesen Gesetzen geregelten Beschäftigungsverhältnissen 
gleichzuhalten sind; 

 2. bis 14. …  2. bis 14. … 
(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
§ 31. (1) bis (9) … § 31. (1) bis (9) … 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

4 von 45 
900 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung B

M
A

SK
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(9a) Soweit der Verlautbarung nach Abs. 9 ihrem Inhalt nach 

rechtsverbindliche Kraft zukommt, beginnt diese, wenn nicht ausdrücklich 
anderes bestimmt ist, nach Ablauf des fünften Kalendertages ab dem Zeitpunkt 
der Freigabe der Verlautbarung zur Abfrage. Tag und Uhrzeit der Freigabe sind 
bei jeder Verlautbarung anzugeben. Schreibfehler in Verlautbarungen im 
Internet, ferner Verstöße gegen die innere Einrichtung der Verlautbarung 
(Nummerierungen, technische Verweisungen, Angabe des Freigabetages usw.), 
werden durch Kundmachung des Hauptverbandes berichtigt. Die technische 
Einrichtung der Verlautbarung im Internet gehört zu den Aufgaben des 
Hauptverbandes nach Abs. 4 Z 6. 

(9a) Soweit der Verlautbarung nach Abs. 9 ihrem Inhalt nach 
rechtsverbindliche Kraft zukommt, beginnt diese, wenn nicht ausdrücklich 
anderes bestimmt ist, mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung. Schreibfehler in 
Verlautbarungen im Internet, ferner Verstöße gegen die innere Einrichtung der 
Verlautbarung (Nummerierungen, technische Verweisungen, Angabe des 
Freigabetages usw.), werden durch Kundmachung des Hauptverbandes 
berichtigt. Die technische Einrichtung der Verlautbarung im Internet gehört zu 
den Aufgaben des Hauptverbandes nach Abs. 4 Z 6. 

(10) bis (13) … (10) bis (13) … 
Risiko- und Auffälligkeitsanalyse-Tool Risiko- und Auffälligkeitsanalyse-Tool 

§ 42b. (1) bis (4) … § 42b. (1) bis (4) … 
(5) Der Zeitpunkt der Aufnahme des Informationsverbundsystems sowie 

Näheres über die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen bei der Verwendung der 
jeweiligen Daten nach Abs. 1 sind vom Hauptverband in der 
Datenschutzverordnung nach § 31 Abs. 12 festzulegen. Diese Festlegung hat bis 
spätestens 30. Juni 2016 zu erfolgen. Der Hauptverband ist dabei im 
übertragenen Wirkungsbereich tätig und an die Weisungen des Bundesministers 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz gebunden. 

(5) Der Zeitpunkt der Aufnahme des Informationsverbundsystems sowie 
Näheres über die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen bei der Verwendung der 
jeweiligen Daten nach den Abs. 1 und 2 sind vom Hauptverband in der 
Datenschutzverordnung nach § 31 Abs. 12 festzulegen. Diese Festlegung hat bis 
spätestens 30. Juni 2016 zu erfolgen. Der Hauptverband ist dabei im 
übertragenen Wirkungsbereich tätig und an die Weisungen des Bundesministers 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz gebunden. 

Entgelt Entgelt 
§ 49. (1) und (2) … § 49. (1) und (2) … 
(3) Als Entgelt im Sinne des Abs. 1 und 2 gelten nicht: (3) Als Entgelt im Sinne des Abs. 1 und 2 gelten nicht: 

 1. bis 26. …  1. bis 26. … 
  26a. Entgelte für die Tätigkeit als Notarzt/Notärztin im landesgesetzlich 

geregelten Rettungsdienst, sofern diese Tätigkeit weder den Hauptberuf 
noch die Hauptquelle der Einnahmen bildet; 

 27. bis 29. …  27. bis 29. … 
(4) bis (9) … (4) bis (9) … 

Allgemeine Beiträge für Vollversicherte Allgemeine Beiträge für Vollversicherte 
§ 51. (1) Für vollversicherte Dienstnehmer (Lehrlinge) sowie für die gemäß 

§ 4 Abs. 1 Z 3, 8 und 10 und Abs. 4 pflichtversicherten, nicht als Dienstnehmer 
§ 51. (1) Für vollversicherte Dienstnehmer (Lehrlinge) sowie für die gemäß 

§ 4 Abs. 1 Z 3, 8 und 10 und Abs. 4 pflichtversicherten, nicht als Dienstnehmer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
beschäftigten Personen ist, sofern im Folgenden nicht anderes bestimmt wird, als 
allgemeiner Beitrag zu leisten: 

beschäftigten Personen ist, sofern im Folgenden nicht anderes bestimmt wird, als 
allgemeiner Beitrag zu leisten: 

 1. in der Krankenversicherung  1. in der Krankenversicherung 
 a) für Dienstnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis durch 

das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, 
Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, 
Journalistengesetz, StGBl. Nr. 88/1920, oder 
Schauspielergesetz, BGBl. Nr. 441/1922, geregelt ist 
oder die gemäß § 14 Abs. 1 Z 2, Z 2a oder Abs. 4 zur 
Pensionsversicherung der Angestellten gehören sowie 
für Versicherte gemäß § 4 Abs. 1 Z 5, 9, 10, 12 und 13  ............... 6,95%

 a) für Dienstnehmer, deren Beschäftigungsverhältnis durch 
das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, 
Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, 
Journalistengesetz, StGBl. Nr. 88/1920, oder 
Theaterarbeitsgesetz, BGBl. I Nr. 100/2010 geregelt ist 
oder die gemäß § 14 Abs. 1 Z 2, Z 2a oder Abs. 4 zur 
Pensionsversicherung der Angestellten gehören sowie 
für Versicherte gemäß § 4 Abs. 1 Z 5, 9, 10, 12 und 13  ............... 7,65%

 b) bis f) …  b) bis g) … 
 2. und 3. …  2. und 3. … 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
Höhe des Haftungsbetrages Höhe des Haftungsbetrages 

§ 67d. Der Bundesminister für Soziales und Konsumentenschutz hat bis 
zum 31. Oktober jedes Jahres - erstmals im Jahr 2010, wenn die 
AuftraggeberInnenhaftung nach § 635 Abs. 1 bis spätestens 1. April 2009 in 
Kraft tritt, sonst erstmals im Jahr 2011 - zu prüfen, ob die im vorangegangenen 
Kalenderjahr eingegangenen Haftungsbeträge in ihrer Gesamtheit unter 
Berücksichtigung der Auszahlungen nach § 67a Abs. 6 annähernd den in diesem 
Kalenderjahr uneinbringlichen Beiträgen nach § 67a Abs. 1 entsprechen, wobei 
Beitragsrückstände von Unternehmen, die mehr als die Hälfte des 
vorangegangenen Kalenderjahres in der HFU-Liste geführt wurden, außer 
Betracht bleiben. Liegt keine annähernde Entsprechung vor, so hat der 
Bundesminister für Soziales und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit den in § 67a Abs. 1 und 3 genannten 
Prozentsatz durch Verordnung bis zum Ablauf des 31. Dezember des jeweiligen 
Kalenderjahres so zu ändern, dass die Haftungsbeträge den uneinbringlichen 
Beiträgen nach § 67a Abs. 1 entsprechen. Zu diesem Zweck hat das 
Dienstleistungszentrum (§ 67c) dem Bundesminister für Soziales und 
Konsumentenschutz bis zum 31. Juli jedes Jahres eine Aufstellung der im 
vorangegangenen Kalenderjahr eingegangenen Haftungsbeträge, erfolgten 
Auszahlungen nach § 67a Abs. 6 und uneinbringlichen Beiträge nach § 67a 
Abs. 2 sowie der Beitragsrückstände von Unternehmen, die mehr als die Hälfte 
des vorangegangenen Kalenderjahres in der HFU-Liste geführt wurden, zu 

§ 67d. Aufgehoben. 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

6 von 45 
900 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung B

M
A

SK
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
übermitteln. Vor der Herstellung des Einvernehmens zu dieser Verordnung ist 
der Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Eine Änderung des Prozentsatzes wird erst mit dem 
ersten Beitragszeitraum des folgenden Kalenderjahres wirksam. 

Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 
§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 

sind anzusehen: 
§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 

sind anzusehen: 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
  2a. Zeiten einer Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach § 8 

Abs. 1 Z 2 lit. a bis g und j dieses Bundesgesetzes und nach Art. II 
Abschnitt 2a AlVG, für die der Bund, das Bundesministerium für 
Landesverteidigung und Sport, das Arbeitsmarktservice oder ein 
öffentlicher Fonds Beiträge zu zahlen hat; 

 3. bis 8. …  3. bis 8. … 
(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Begriff der Invalidität Begriff der Invalidität 
§ 255. (1) bis (6) … § 255. (1) bis (6) … 
(7) Als invalid im Sinne der Abs. 1 bis 4 gilt der (die) Versicherte auch 

dann, wenn er (sie) bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die 
Pflichtversicherung begründenden Beschäftigung infolge von Krankheit oder 
anderen Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen 
Kräfte außer Stande war, einem regelmäßigen Erwerb nachzugehen, dennoch 
aber mindestens 120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder 
einem anderen Bundesgesetz erworben hat. 

(7) Als invalid im Sinne der Abs. 1 bis 4 gilt der (die) Versicherte auch 
dann, wenn er (sie) bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die 
Pflichtversicherung begründenden Beschäftigung infolge von Krankheit oder 
anderen Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen 
Kräfte außer Stande war, einem regelmäßigen Erwerb nachzugehen, dennoch 
aber mindestens 120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz erworben hat. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 
§ 308. (1) … § 308. (1) … 
(1a) Wird eine versicherte Person nach dem 31. Dezember 2004 in ein 

pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis (Abs. 2) aufgenommen und hat der 
Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften dieses Bundesgesetz oder 
das APG anzuwenden, so hat der Versicherungsträger abweichend von Abs. 1 
für alle bis zur Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis 
erworbenen Versicherungsmonate (Beitrags- und Ersatzmonate) einen 
Überweisungsbetrag zu leisten. Dies gilt auch für Bedienstete des Bundes, die 

(1a) Wird eine versicherte Person nach dem 31. Dezember 2004 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis (Abs. 2) aufgenommen und hat der 
Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften dieses Bundesgesetz oder 
das APG anzuwenden, so hat der Versicherungsträger abweichend von Abs. 1 
einen Überweisungsbetrag zu leisten 
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nach § 136b des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in ein 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis aufgenommen wurden. 
    1. für alle bis zur Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie 

Dienstverhältnis erworbenen Versicherungsmonate (Beitrags- und 
Ersatzmonate) sowie 

    2. für die in § 11 Abs. 2 zweiter Satz genannten Zeiten, die die 
Pflichtversicherung auf Grund des dem pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis vorangegangenen Dienstverhältnisses verlängern. 

In den Fällen des § 8 Abs. 1a sind der erste und zweite Satz nicht anzuwenden. Dies gilt auch für Bedienstete des Bundes, die nach dem 31. Dezember 1975 
geboren sind und vor dem 1. Jänner 2005 in ein pensionsversicherungsfreies 
Dienstverhältnis aufgenommenen wurden, sowie für Bedienstete des Bundes, die 
nach § 136b des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 aufgenommen wurden. In 
den Fällen des § 8 Abs. 1a sind der erste und zweite Satz nicht anzuwenden. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
 (3a) Ist ein Überweisungsbetrag nach Abs. 1a zu leisten, so hat der zuständige 

Versicherungsträger Abs. 3 Z 1 so anzuwenden, dass die aufgewerteten Beiträge 
zur Höherversicherung zusammen mit dem Überweisungsbetrag an den 
Dienstgeber zu leisten sind. 

(4) Wurde ein in einem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis 
stehender Dienstnehmer gegen Entfall des Entgeltes beurlaubt und wurde mit 
dem Ende der Beurlaubung nicht gleichzeitig das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis beendet oder ist mit dem Ende der Beurlaubung ein Übertritt 
oder eine Versetzung in den Ruhestand erfolgt, so steht hinsichtlich der Leistung 
eines Überweisungsbetrages nach Abs. 1 für die während der Beurlaubung 
erworbenen Beitragsmonate die Beendigung der Beurlaubung einer Aufnahme in 
ein pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis im Sinne des Abs. 1 gleich. 
Gleiches gilt für einen wegen Mitgliedschaft in einem Landesverwaltungsgericht 
in den zeitlichen Ruhestand versetzten Richter, wenn 

(4) Wurde ein in einem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis 
stehender Dienstnehmer gegen Entfall des Entgeltes beurlaubt und wurde mit 
dem Ende der Beurlaubung nicht gleichzeitig das pensionsversicherungsfreie 
Dienstverhältnis beendet oder ist mit dem Ende der Beurlaubung ein Übertritt 
oder eine Versetzung in den Ruhestand erfolgt, so steht hinsichtlich der Leistung 
eines Überweisungsbetrages nach Abs. 1 oder 1a für die während der 
Beurlaubung erworbenen Beitragsmonate die Beendigung der Beurlaubung einer 
Aufnahme in ein pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis im Sinne des Abs. 
1 oder 1a gleich. Gleiches gilt für einen wegen Mitgliedschaft in einem 
Landesverwaltungsgericht in den zeitlichen Ruhestand versetzten Richter, wenn 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
(5) bis (8) … (5) bis (8) … 

Überweisungsbeträge Überweisungsbeträge 
§ 311. (1) bis (8) … § 311. (1) bis (8) … 
(9) Scheiden DienstnehmerInnen, die nach dem 31. Dezember 2004 oder 

nach § 136b des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in ein 
(9) Scheiden DienstnehmerInnen, die nach dem 31. Dezember 2004 oder 

nach § 136b des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 in ein 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis aufgenommen wurden, aus diesem 
aus und hatte der Dienstgeber nach den dienstrechtlichen Vorschriften dieses 
Bundesgesetz oder das APG anzuwenden, so sind die Abs. 5 bis 8 so 
anzuwenden, dass für jeden Monat im pensionsversicherungsfreien 
Dienstverhältnis, in dem ein Pensionsbeitrag geleistet wurde, ein 
Überweisungsbetrag in der Höhe von 7 % der jeweiligen monatlichen 
Pensionsbeitragsgrundlage zu leisten ist. 

pensionsversicherungsfreies Dienstverhältnis aufgenommen oder die nach dem 
31. Dezember 1975 geboren wurden, aus diesem aus und hatte der Dienstgeber 
nach den dienstrechtlichen Vorschriften dieses Bundesgesetz oder das APG 
anzuwenden, so sind die Abs. 5 bis 8 so anzuwenden, dass für jeden Monat im 
pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis, in dem ein Pensionsbeitrag 
geleistet wurde, ein Überweisungsbetrag in der Höhe von 7 % der jeweiligen 
monatlichen Pensionsbeitragsgrundlage zu leisten ist. An den Dienstgeber 
entrichtete Beiträge zur Höherversicherung sind - aufgewertet mit dem für das 
Jahr ihrer Entrichtung geltenden Aufwertungsfaktor - zusammen mit dem 
Überweisungsbetrag zu leisten und vom zuständigen Versicherungsträger so zu 
behandeln, als wären sie zur Höherversicherung in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung geleistet worden. 

Allgemeine Bestimmungen über die Kommissionen Allgemeine Bestimmungen über die Kommissionen 
§ 347. (1) bis (4) … § 347. (1) bis (4) … 
(5) Die Österreichische Ärztekammer und der Hauptverband legen 

gemeinsam fest, nach welchen Methoden der medizinischen und statistischen 
Wissenschaften Parameter ermittelt werden, welche vor den Kommissionen nach 
den §§ 344 bis 346 zur Beurteilung der Einhaltung von Vertragspflichten, 
insbesondere jene des § 133 Abs. 2, zu berücksichtigen sind. Ebenso sind die 
Parameter festzulegen. Die Richtlinie ist im übertragenen Wirkungsbereich im 
Einvernehmen zu erlassen; bei der Erlassung unterliegen die Österreichische 
Ärztekammer und der Hauptverband den Weisungen des Bundesministers für 
Gesundheit. Die Richtlinie ist im Internet unter www.avsv.at zu verlautbaren. 

(5) Die Österreichische Ärztekammer und der Hauptverband legen 
gemeinsam fest, nach welchen Methoden der medizinischen und statistischen 
Wissenschaften Parameter ermittelt werden, welche vor den Kommissionen nach 
den §§ 344 bis 346 zur Beurteilung der Einhaltung von Vertragspflichten, 
insbesondere jene des § 133 Abs. 2, zu berücksichtigen sind. Ebenso sind die 
Parameter festzulegen. Die Richtlinie ist im übertragenen Wirkungsbereich im 
Einvernehmen zu erlassen; bei der Erlassung unterliegen die Österreichische 
Ärztekammer und der Hauptverband den Weisungen des Bundesministers für 
Gesundheit. Die Richtlinie ist im Internet zu verlautbaren. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 
Vermögensanlage Vermögensanlage 

§ 446. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel der Versicherungsträger (des 
Hauptverbandes) sind zinsenbringend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet des 
Abs. 3 und des § 447 nur angelegt werden: 

§ 446. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel der Versicherungsträger (des 
Hauptverbandes) sind grundsätzlich zinsenbringend anzulegen. Anlagesicherheit 
und Liquidität haben Vorrang gegenüber der Erzielung eines angemessenen 
Ertrages. Die Mittel dürfen im Sinne der Anlagesicherheit unbeschadet des 
Abs. 3 und des § 447 nur angelegt werden: 

 1. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Mitgliedstaaten des 
EWR begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden 
erachtet wird, oder 

 1. in verzinslichen Schuldverschreibungen (verzinslichen Wertpapieren), 
die in Euro von Mitgliedstaaten (bzw. deren Teilstaaten, 
Bundesländern, Provinzen) des EWR begeben wurden, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Kreditinstituten begeben 

wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 
 2. in verzinslichen Schuldverschreibungen, die in Euro von 

Kreditinstituten begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei 
vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat des 
EWR haben, oder 

 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

 4. in Fonds, ausgenommen Immobilienfonds, unter den Beschränkungen 
nach den Z 1 bis 3 und nach Abs. 2 oder 

 4. in verzinslichen Schuldverschreibungen (Emissionen), deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die von 
Emittenten/Emittentinnen mit Sitz in einem Mitgliedstaat des EWR 
begeben wurden, oder 

 5. in Immobilienfonds.  5. in Unternehmensanleihen von Emittenten/Emittentinnen, deren Bonität 
als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

    6. in Fonds im Sinne des Investmentfondsgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 
77/2011, die den Kriterien nach den Z 1 bis 5 entsprechen. 

Für die Beurteilung der Bonität von Mitgliedstaaten des EWR sowie von 
Kreditinstituten können Mindest-Ratings der vom Markt anerkannten Rating-
Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in Aktien und Aktienfonds sind 
nicht zulässig. 

Für die Beurteilung der Bonität können Mindest-Ratings der vom Markt 
anerkannten Rating-Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in 
nachrangige Schuldverschreibungen (nachrangige Wertpapiere) sind nicht 
zulässig. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der besonderen 
außerbilanzmäßigen Geschäfte nach Z 1 der Anlage 2 zu § 22 des 
Bankwesengesetzes ist zulässig, wenn er nachweislich zur Absicherung 
bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der Arten von 
Derivatgeschäften nach Anhang II Abs. 1 lit. a bis d der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012, ABl. Nr. L 176 vom 
27.06.2013 S. 1, zuletzt geändert durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2015/1556, ABl. Nr. L 244 vom 19.09.2015 S. 9, ist zulässig, wenn er 
nachweislich zur Absicherung bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(3) Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen Beschlüsse der Verwaltungskörper über 
Vermögensanlagen, die von den Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichen, 

(3) Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen Beschlüsse der Verwaltungskörper über 
Vermögensveranlagungen, die in den Abs. 1 und 2 nicht erwähnt sind, 

 1. im Falle der Gebietskrankenkassen, der Betriebskrankenkassen, der 
Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt, der Versicherungsanstalt für 
Eisenbahnen und Bergbau der Genehmigung des Bundesministers für 
Gesundheit, der das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz herzustellen hat, 

 1. bei Gebietskrankenkassen, Betriebskrankenkassen, der Allgemeinen 
Unfallversicherungsanstalt und der Versicherungsanstalt für 
Eisenbahnen und Bergbau der Genehmigung der Bundesministerin für 
Gesundheit, die das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz herzustellen hat, 

 2. im Falle der Pensionsversicherungsanstalt, der Pensionsinstitute und  2. bei der Pensionsversicherungsanstalt, dem Pensionsinstitut und dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
des Hauptverbandes der Genehmigung des Bundesministers für soziale 
Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz, der das 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen 
herzustellen hat. 

Hauptverband der Genehmigung des Bundesministers für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz, der das Einvernehmen mit der 
Bundesministerin für Gesundheit herzustellen hat. 

Es ist jeweils das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
herzustellen. Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl konkrete 
Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmende 
Vermögensanlagen sein; letzterenfalls sind die wesentlichen Gruppenmerkmale 
(zB die Art und die sonstigen näheren Umstände der beabsichtigten 
Vermögensanlagen, insbesondere auch der vorzusehende Mindestertrag) im 
Beschlußwortlaut festzulegen. 

Kriterien für die Genehmigung der beabsichtigten Vermögensveranlagung sind 
jedenfalls Anlagensicherheit, Liquidität und Ertragsangemessenheit. Es ist 
jeweils das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. 
Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl konkrete Vermögensanlagen in 
einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame Gruppenmerkmale 
gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmende Vermögensanlagen sein. 

(4) Der Versicherungsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Veranlagung durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und eine 
entsprechende Berufserfahrung nachweisen können. Für jede Vermögensanlage 
ist begleitend ein Risikomanagement durchzuführen. 

(4) Der Versicherungsträger (der Hauptverband) hat dafür zu sorgen, dass 
die Veranlagung durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und 
eine entsprechende Berufserfahrung nachweisen können. Für jede 
Vermögensanlage ist begleitend ein Risikomanagement durchzuführen. Eine 
angemessene Funktionstrennung zwischen der Veranlagung und dem 
Risikomanagement ist zu gewährleisten. 

Schlussbestimmungen zu Art. 1 Teil 1 des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 31/2007 (67. Novelle) 

Schlussbestimmungen zu Art. 1 Teil 1 des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 31/2007 (67. Novelle) 

§ 631. (1) … § 631. (1) … 
(2) Falls über die einheitlichen Grundsätze für die elektronische 

Abrechnung mit den Vertragspartnern (§§ 340a, 348g und 349a) am 30. Juni 
2007 nicht ohnehin bereits vertragliche Regelungen bestehen, haben sich die 
Vertragspartner bis zum 31. Dezember 2007 über diese Grundsätze vertraglich 
zu einigen. Erfolgt bis zu diesem Zeitpunkt keine Einigung, so sind diese 
Grundsätze durch den Hauptverband nach Weisungen der zuständigen 
Bundesministerin festzusetzen und im Internet unter www.avsv.at 
kundzumachen. Die Abrechnungsgrundsätze, die vom Hauptverband nach den 
§§ 340a, 348g und 349a im Internet kundgemacht wurden, sind in ihrer am 
30. Juni 2007 geltenden Fassung bis zum 31. März 2008 weiter anzuwenden. 

(2) Falls über die einheitlichen Grundsätze für die elektronische 
Abrechnung mit den Vertragspartnern (§§ 340a, 348g und 349a) am 30. Juni 
2007 nicht ohnehin bereits vertragliche Regelungen bestehen, haben sich die 
Vertragspartner bis zum 31. Dezember 2007 über diese Grundsätze vertraglich 
zu einigen. Erfolgt bis zu diesem Zeitpunkt keine Einigung, so sind diese 
Grundsätze durch den Hauptverband nach Weisungen der zuständigen 
Bundesministerin festzusetzen und im Internet kundzumachen. Die 
Abrechnungsgrundsätze, die vom Hauptverband nach den §§ 340a, 348g und 
349a im Internet kundgemacht wurden, sind in ihrer am 30. Juni 2007 geltenden 
Fassung bis zum 31. März 2008 weiter anzuwenden. 

Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 
(85. Novelle) 

Schlussbestimmungen zu Art. 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 
(85. Novelle) 

§ 689. (1) Die §§ 5 Abs. 2 und 3, 7 Z 4, 33 Abs. 1a, 1b und 3, 34 samt § 689. (1) Die §§ 33 Abs. 1a, 1b und 3, 34 samt Überschrift, 41 Abs. 1 und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Überschrift, 41 Abs. 1 und 4 Z 3, 44 Abs. 1 Z 8a und 14 sowie Abs. 2, 58 Abs. 1, 
4 und 8, 59 Abs. 1, 60 Abs. 3, 67a Abs. 6 Z 2 und 3, 67b Abs. 1, 2 und 4 Z 4, 76b 
Abs. 2, 111 Abs. 1 Z 1, 112 Abs. 1, 113 bis 115 samt Überschriften, 125 Abs. 3, 
143a Abs. 4, 162 Abs. 4, 254 Abs. 6, 471f, 471g und 471m in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft. 

4 Z 3, 44 Abs. 2, 58 Abs. 1, 4 und 8, 59 Abs. 1, 60 Abs. 3, 67a Abs. 6 Z 2 und 3, 
67b Abs. 1, 2 und 4 Z 4, 111 Abs. 1 Z 1, 112 Abs. 1, 113 bis 115 samt 
Überschriften, 125 Abs. 3 und 162 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 79/2015 treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft. 

 (1a) Die §§ 5 Abs. 2 und 3, 7 Z 4, 44 Abs. 1 Z 8a und 14, 76b Abs. 2, 143a 
Abs. 4, 254 Abs. 6, 471f, 471g und 471m in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 79/2015 treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft, es sei denn, der 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz setzt durch 
Verordnung einen früheren Zeitpunkt fest. Der Hauptverband ist verpflichtet, 
den Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu informieren 

    1. bis längstens 29. Februar 2016 darüber, wann voraussichtlich die 
technischen Mittel für die Vollziehung der zitierten Bestimmungen zur 
Verfügung stehen werden, und 

    2. in schriftlicher Form darüber, wann diese technischen Mittel tatsächlich 
zur Verfügung stehen. 

 Nach Vorliegen der Information nach Z 2 hat der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz die im ersten Satz genannte Verordnung 
unverzüglich zu erlassen. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
 Schlussbestimmungen zu Art. 1 Teil 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 

(86. Novelle) 
 § 694. (1) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 

in Kraft: 
  1. mit 1. Jänner 2016 die §§ 3b, 11 Abs. 3 lit. b, 14 Abs. 1 Z 1, 31 Abs. 9a, 

42b Abs. 5, 49 Abs. 3 Z 26a, 51 Abs. 1 Z 1 lit. a, 225 Abs. 1 Z 2a, 255 
Abs. 7, 308 Abs. 1a, 3a und 4, 311 Abs. 9, 347 Abs. 5, 446 samt 
Überschrift, 631 Abs. 2 sowie 689 Abs. 1 und 1a; 

  2. mit 1. Jänner 2017 § 3 Abs. 2 lit. f. 
 (2) Es treten außer Kraft: 
  1. mit Ablauf des 31. Dezember 2015 § 67d; 
  2. mit Ablauf des 31. Dezember 2016 § 5 Abs. 1 Z 9. 
 (3) War eine Person nach § 3 Abs. 2 lit. f oder nach § 5 Abs. 1 Z 9 in der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung pflichtversichert oder von der 
Pflichtversicherung befreit und würde § 3 Abs. 2 lit. f in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 oder die Aufhebung des § 5 Abs. 1 Z 9 eine 
bestehende Pflichtversicherung oder Befreiung von der Pflichtversicherung 
beenden, so bleibt die bisherige Pflichtversicherung oder Befreiung von der 
Pflichtversicherung so lange aufrecht, als das zugrunde liegende 
Dienstverhältnis fortbesteht, es sei denn, die betreffende Person wünscht die 
Anwendung der Rechtslage in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2015; eine solche Erklärung ist bis zum 31. März 2017 abzugeben und 
bewirkt die Anwendung der neuen Rechtslage ab dem 1. Jänner 2017. 

 (4) Auf Immobilienfonds, in die vor dem 1. Jänner 2016 veranlagt worden 
ist, ist § 446 in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden. 

Artikel 2 

Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes (44. Novelle zum GSVG) 
Umsetzung von Unionsrecht Umsetzung von Unionsrecht 

§ 1c. Durch dieses Bundesgesetz werden umgesetzt: § 1c. Durch dieses Bundesgesetz werden umgesetzt: 
 1. die Richtlinie 89/105/EWG betreffend die Transparenz von Maßnahmen 

zur Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den 
menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen 
Krankenversicherungssysteme, ABl. Nr. L 40 vom 11.02.1989 S. 8, 

 1. die Richtlinie 89/105/EWG betreffend die Transparenz von Maßnahmen 
zur Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den 
menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen 
Krankenversicherungssysteme, ABl. Nr. L 40 vom 11.02.1989 S. 8; 

 2. die Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.09.2005 S. 22, zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 2013/25/EU, ABl. Nr. L 158 vom 
10.06.2013 S. 368 sowie 

 2. die Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.09.2005 S. 22, zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 2013/25/EU, ABl. Nr. L 158 vom 
10.06.2013 S. 368; 

 3. die Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, ABl. Nr. L 88 vom 
04.04.2011 S. 45. 

 3. die Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, ABl. Nr. L 88 vom 
04.04.2011 S. 45; 

    4. die Richtlinie 2010/41/EU zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen, die eine selbständige 
Erwerbstätigkeit ausüben, und zur Aufhebung der Richtlinie 
86/613/EWG, ABl. Nr. L 180 vom 15.07.2010 S. 1; 

    5. die anderen im § 3b ASVG genannten Richtlinien, sofern sie auch auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes anwendbar sind. 

Ausnahmen von der Pflichtversicherung Ausnahmen von der Pflichtversicherung 
§ 4. (1) Von der Pflichtversicherung in der Kranken- und 

Pensionsversicherung sind ausgenommen: 
§ 4. (1) Von der Pflichtversicherung in der Kranken- und 

Pensionsversicherung sind ausgenommen: 
 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. Personen nach § 2 Abs. 1 Z 4, deren Beitragsgrundlagen im 

Kalenderjahr das Zwölffache der Mindestbeitragsgrundlage nach § 25 
Abs. 4 nicht übersteigen; 

 5. Personen hinsichtlich ihrer selbständigen Erwerbstätigkeit im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 Z 4, deren Einkünfte (§ 25) aus sämtlichen der 
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz unterliegenden 
Tätigkeiten im Kalenderjahr das Zwölffache des Betrages nach § 25 
Abs. 4 nicht übersteigen; dies gilt nicht für Personen, die eine 
Erklärung nach § 2 Abs. 1 Z 4 zweiter Satz abgegeben haben; 

(Anm.: Z 6 aufgehoben durch Bundesgesetz BGBl. I Nr. 118/2015) (Anm.: Z 6 aufgehoben durch Bundesgesetz BGBl. I Nr. 118/2015) 
 7. bis 10. …  7. bis 10. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
Beginn der Pflichtversicherung Beginn der Pflichtversicherung 

§ 6. (1) bis (3) … § 6. (1) bis (3) … 
(4) Bei den im § 2 Abs. 1 Z 4 genannten Personen beginnt die 

Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung 
(4) Bei den im § 2 Abs. 1 Z 4 genannten Personen beginnt die 

Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung 
 1. mit dem Tag der Aufnahme der betrieblichen Tätigkeit; hat jedoch der 

Versicherte die Meldung nicht innerhalb der Frist gemäß § 18 erstattet, 
mit Beginn des Kalenderjahres, in dem die Beitragsgrundlage die 
Grenzen des § 25 Abs. 4 übersteigt, es sei denn, der Versicherte macht 
glaubhaft, dass er die betriebliche Tätigkeit zu einem späteren Zeitpunkt 
begonnen hat; 

 1. mit dem Tag der Aufnahme der betrieblichen Tätigkeit; hat jedoch der 
Versicherte die Meldung nicht innerhalb der Frist gemäß § 18 erstattet, 
mit Beginn des Kalenderjahres, in dem die Einkünfte die Grenzen des 
§ 25 Abs. 4 übersteigen, es sei denn, der Versicherte macht glaubhaft, 
dass er die betriebliche Tätigkeit zu einem späteren Zeitpunkt begonnen 
hat; 

 2. ...  2. ... 
 3. mit dem Tag nach Wegfall eines Ausnahmegrundes; bei Wegfall der 

Ausnahme nach § 4 Abs. 1 Z 10 auf Grund einer spätestens ab Ende des 
Wochengeldbezuges wirksamen Anzeige der Wiederaufnahme der 
selbständigen Tätigkeit mit dem Ersten des Kalendermonates, in dem 
die selbständige Tätigkeit wieder aufgenommen wird; wird das 
Wochengeld für den in § 102a Abs. 1 erster Halbsatz genannten 
Zeitraum bezogen, so beginnt die Pflichtversicherung frühestens vier 
Kalendermonate nach dem Ende der Pflichtversicherung nach § 7 

 3. mit dem Tag nach Wegfall eines Ausnahmegrundes; bei Wegfall der 
Ausnahme nach § 4 Abs. 1 Z 10 auf Grund einer spätestens ab Ende des 
Wochengeldbezuges wirksamen Anzeige der Wiederaufnahme der 
selbständigen Tätigkeit mit dem Ersten des Kalendermonates, in dem 
die selbständige Tätigkeit wieder aufgenommen wird; wird das 
Wochengeld für den in § 102a Abs. 1 erster Halbsatz genannten 
Zeitraum bezogen, so beginnt die Pflichtversicherung frühestens vier 
Kalendermonate nach dem Ende der Pflichtversicherung nach § 7 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 4 Z 4. Abs. 4 Z 4; 

    4. nach Beendigung der Pflichtversicherung nach § 7 Abs. 4 Z 5 frühestens 
mit dem ersten Tag nach Ablauf des Zeitraumes, in dem in der 
Insolvenzdatei nach § 256 der Insolvenzordnung Einsicht in den 
betreffenden Insolvenzfall gewährt wird. 

(5) Bei den in § 3 Abs. 1 Z 2 genannten Personen beginnt die 
Pflichtversicherung in der Krankenversicherung mit dem Einlangen der Meldung 
beim Versicherungsträger. 

(5) Bei den in § 3 Abs. 1 Z 2 genannten Personen beginnt die 
Pflichtversicherung in der Krankenversicherung mit dem Einlangen der Meldung 
beim Versicherungsträger, frühestens jedoch mit dem ersten Tag nach Ablauf 
des Zeitraumes, in dem in der Insolvenzdatei nach § 256 der Insolvenzordnung 
Einsicht in den betreffenden Insolvenzfall gewährt wird. 

Ende der Pflichtversicherung Ende der Pflichtversicherung 
§ 7. (1) bis (3) … § 7. (1) bis (3) … 
(4) Bei den im § 2 Abs. 1 Z 4 genannten Personen endet die 

Pflichtversicherung mit dem Letzten des Kalendermonates, 
(4) Bei den im § 2 Abs. 1 Z 4 genannten Personen endet die 

Pflichtversicherung mit dem Letzten des Kalendermonates, 
 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. in dem ein Ausnahmegrund eintritt; bei Eintritt der Ausnahme nach § 4 

Abs. 1 Z 10 auf Grund einer frühestens ab Eintritt des 
Versicherungsfalles der Mutterschaft wirksamen Anzeige der 
Unterbrechung der selbständigen Erwerbstätigkeit mit dem letzten Tag 
des Kalendermonates, der dem Eintritt des Ausnahmegrundes 
vorangeht. 

 4. in dem ein Ausnahmegrund eintritt; bei Eintritt der Ausnahme nach § 4 
Abs. 1 Z 10 auf Grund einer frühestens ab Eintritt des 
Versicherungsfalles der Mutterschaft wirksamen Anzeige der 
Unterbrechung der selbständigen Erwerbstätigkeit mit dem letzten Tag 
des Kalendermonates, der dem Eintritt des Ausnahmegrundes 
vorangeht; 

    5. in dem ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der versicherten 
Person mangels Kostendeckung rechtskräftig nicht eröffnet oder 
aufgehoben wurde. Dies gilt auch sinngemäß für Insolvenzen im 
Ausland. 

Die Pflichtversicherung endet jedenfalls mit dem Tod des Versicherten. Die Pflichtversicherung endet jedenfalls mit dem Tod des Versicherten. 
(5) Bei den in § 3 Abs. 1 Z 2 genannten Personen endet die 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
(5) Bei den in § 3 Abs. 1 Z 2 genannten Personen endet die 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
 1. …  1. … 
 2. mit Ablauf des dritten Monates, wenn die Beiträge nicht binnen drei 

Monaten nach Fälligkeit eingezahlt werden. 
 2. mit Ablauf des dritten Monates, wenn die Beiträge nicht binnen drei 

Monaten nach Fälligkeit eingezahlt werden; 
 „   3. mit dem Letzten des Kalendermonates, in dem ein Insolvenzverfahren 

über das Vermögen der versicherten Person mangels Kostendeckung 
rechtskräftig nicht eröffnet oder aufgehoben wurde. Dies gilt auch 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sinngemäß für Insolvenzen im Ausland. 

Die Pflichtversicherung endet jedenfalls mit dem Tod des Versicherten. Die Pflichtversicherung endet jedenfalls mit dem Tod des Versicherten. 
Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 

§ 25. (1) … § 25. (1) … 
(2) Beitragsgrundlage ist der gemäß Abs. 1 ermittelte Betrag, (2) Beitragsgrundlage ist der gemäß Abs. 1 ermittelte Betrag, 

 1. zuzüglich der auf einen Investitionsfreibetrag entfallenden Beträge im 
Durchschnitt der Monate der Erwerbstätigkeit; ist der 
Investitionsfreibetrag gewinnerhöhend aufgelöst worden, so sind die 
darauf entfallenden Beträge, soweit sie schon einmal bei Ermittlung 
einer Beitragsgrundlage nach diesem Bundesgesetz bis zum Betrag der 
Höchstbeitragsgrundlage gemäß Abs. 5 berücksichtigt worden sind, bei 
Ermittlung der Beitragsgrundlage über Antrag außer Ansatz zu lassen; 
ein solcher Antrag ist binnen einem Jahr ab dem Zeitpunkt des Eintrittes 
der Fälligkeit der Beiträge für den ersten Kalendermonat jenes 
Zeitraumes für den eine Verminderung um den Investitionsfreibetrag 
begehrt wird, zu stellen; 

 1. Aufgehoben. 

 2. …  2. … 
 3. vermindert um die auf einen Sanierungsgewinn oder auf 

Veräußerungsgewinne nach den Vorschriften des EStG 1988 
entfallenden Beträge im Durchschnitt der Monate der Erwerbstätigkeit; 
diese Minderung tritt jedoch nur dann ein, wenn der Versicherte es 
beantragt und bezüglich der Berücksichtigung von 
Veräußerungsgewinnen überdies nur soweit, als der auf derartige 
Gewinne entfallende Betrag dem Sachanlagevermögen eines Betriebes 
des Versicherten oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, an 
der der Versicherte mit mehr als 25% beteiligt ist, zugeführt worden ist; 
diese Minderung ist bei der Feststellung der Ausnahme von der 
Pflichtversicherung gemäß § 4 Abs. 1 Z 5 und 6 nicht zu 
berücksichtigen; ein Antrag auf Minderung ist binnen einem Jahr ab 
dem Zeitpunkt des Eintritts der Fälligkeit des ersten Teilbetrags (§ 35 
Abs. 3) der endgültigen Beiträge für jenen Zeitraum, für den eine 
Verminderung um den Veräußerungsgewinn oder Sanierungsgewinn 
begehrt wird, zu stellen. 

 3. vermindert um die auf einen Sanierungsgewinn oder auf 
Veräußerungsgewinne nach den Vorschriften des EStG 1988 
entfallenden Beträge im Durchschnitt der Monate der Erwerbstätigkeit; 
diese Minderung tritt jedoch nur dann ein, wenn der Versicherte es 
beantragt und bezüglich der Berücksichtigung von 
Veräußerungsgewinnen überdies nur soweit, als der auf derartige 
Gewinne entfallende Betrag dem Sachanlagevermögen eines Betriebes 
des Versicherten oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, an 
der der Versicherte mit mehr als 25% beteiligt ist, zugeführt worden ist; 
diese Minderung ist bei der Feststellung der Ausnahme von der 
Pflichtversicherung gemäß § 4 Abs. 1 Z 5 nicht zu berücksichtigen; ein 
Antrag auf Minderung ist binnen einem Jahr ab dem Zeitpunkt des 
Eintritts der Fälligkeit des ersten Teilbetrags (§ 35 Abs. 3) der 
endgültigen Beiträge für jenen Zeitraum, für den eine Verminderung um 
den Veräußerungsgewinn oder Sanierungsgewinn begehrt wird, zu 
stellen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(4a) Abweichend von Abs. 4 gelten für die Pflichtversicherten nach § 2 

Abs. 1 Z 1 bis 3 ab 1. Jänner 2018 in der Pensionsversicherung folgende 
Beträge: 

(4a) Aufgehoben. 

 – ab 1. Jänner 2018      mindestens     606,36 €,  
 – ab 1. Jänner 2020      mindestens     506,19 €,  
 – ab 1. Jänner 2022      mindestens     405,98 €.  
An die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner 2018 die mit den für die 
Jahre 2013, 2014, 2015, 2016, 2017 und 2018 geltenden Aufwertungszahlen 
(§ 51) vervielfachten Beträge und ab 1. Jänner 2019 sowie ab 1. Jänner eines 
jeden späteren Jahres – mit Ausnahme der Beträge vorangegangener Jahre – 
die unter Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen Aufwertungszahl 
vervielfachten Beträge. Für Pflichtversicherte nach § 2 Abs. 1 Z 4, die 
ausschließlich eine betriebliche Tätigkeit ausüben, gelten ab 1. Jänner 2019 in 
der Pensionsversicherung abweichend von Abs. 4 Z 2 lit. a die für 
Pflichtversicherte nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 geltenden Beträge. 

 

(5) bis (10) … (5) bis (10) … 
Vorläufige Beitragsgrundlage Vorläufige Beitragsgrundlage 

§ 25a. (1) Die vorläufige monatliche Beitragsgrundlage ist, ausgenommen 
in den Fällen des Abs. 4, 

§ 25a. (1) Die vorläufige monatliche Beitragsgrundlage ist, ausgenommen 
in den Fällen des Abs. 4, 

 1. wenn eine Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz im 
drittvorangegangenen Kalenderjahr nicht bestanden hat, die monatliche 
Beitragsgrundlage nach § 25 Abs. 4. Bestehen in einem Kalendermonat 
Pflichtversicherungen nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 sowie nach § 2 Abs. 1 
Z 4, so ist § 25 Abs. 4a anzuwenden. 

 1. wenn eine Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz im 
drittvorangegangenen Kalenderjahr nicht bestanden hat, die monatliche 
Beitragsgrundlage nach § 25 Abs. 4. Bestehen in einem Kalendermonat 
Pflichtversicherungen nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 sowie nach § 2 Abs. 1 
Z 4, so ist § 359 Abs. 3a anzuwenden. 

 2. …  2. … 
Die vorläufige Beitragsgrundlage darf die in § 25 Abs. 4 und 5 genannten 
Beträge nicht unter- oder überschreiten. 

Die vorläufige Beitragsgrundlage darf die in § 25 Abs. 4 und 5 genannten 
Beträge nicht unter- oder überschreiten. 

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch Bundesgesetz BGBl. I Nr. 142/2004) (Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch Bundesgesetz BGBl. I Nr. 142/2004) 
(3) … (3) … 
(4) Für die ersten beiden Kalenderjahre einer Pflichtversicherung in der 

Krankenversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 wird keine vorläufige 
Beitragsgrundlage gebildet, wenn innerhalb der letzten 120 Kalendermonate vor 

(4) Für die ersten beiden Kalenderjahre einer Pflichtversicherung in der 
Krankenversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 gilt der Betrag nach § 25 Abs. 4 
als vorläufige und endgültige Beitragsgrundlage (Neuzugangsgrundlage in der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Beginn dieser Pflichtversicherung keine solche in der Pensions- und/oder 
Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz bestanden hat. 

Krankenversicherung), wenn innerhalb der letzten 120 Kalendermonate vor 
Beginn dieser Pflichtversicherung keine solche in der Pensions- und/oder 
Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz bestanden hat. § 25 Abs. 6 ist 
nicht anzuwenden. 

(5) Die vorläufige Beitragsgrundlage ist auf Antrag der versicherten Person zu 
ändern (Herab- oder Hinaufsetzung), wenn sie glaubhaft macht, dass ihre 
Einkünfte im laufenden Kalenderjahr wesentlich von den Einkünften im 
drittvorangegangenen Kalenderjahr abweichen. Eine Herabsetzung ist nur so 
weit zulässig, als dies nach den wirtschaftlichen Verhältnissen der versicherten 
Person gerechtfertigt erscheint. Die herabgesetzte Beitragsgrundlage darf die 
jeweils anzuwendende Mindestbeitragsgrundlage nach § 25 Abs. 4 und 4a nicht 
unterschreiten, die hinaufgesetzte Beitragsgrundlage darf die 
Höchstbeitragsgrundlage nach § 48 nicht überschreiten. Der Antrag auf 
Änderung der vorläufigen Beitragsgrundlage kann bis zum Ablauf des 
jeweiligen Beitragsjahres gestellt werden. Eine neuerliche Antragstellung ist 
zulässig, wenn sich die Einschätzung der Höhe der Einkünfte ändert. 

(5) Die vorläufige Beitragsgrundlage ist auf Antrag der versicherten Person zu 
ändern (Herab- oder Hinaufsetzung), wenn sie glaubhaft macht, dass ihre 
Einkünfte im laufenden Kalenderjahr wesentlich von den Einkünften im 
drittvorangegangenen Kalenderjahr abweichen. Eine Herabsetzung ist nur so 
weit zulässig, als dies nach den wirtschaftlichen Verhältnissen der versicherten 
Person gerechtfertigt erscheint. Die herabgesetzte Beitragsgrundlage darf die 
jeweils anzuwendende Mindestbeitragsgrundlage nach den §§ 25 Abs. 4 und 359 
Abs. 3a nicht unterschreiten, die hinaufgesetzte Beitragsgrundlage darf die 
Höchstbeitragsgrundlage nach § 48 nicht überschreiten. Der Antrag auf 
Änderung der vorläufigen Beitragsgrundlage kann bis zum Ablauf des 
jeweiligen Beitragsjahres gestellt werden. Eine neuerliche Antragstellung ist 
zulässig, wenn sich die Einschätzung der Höhe der Einkünfte ändert. 

Beiträge zur Weiterversicherung und zur Höherversicherung in der 
Pensionsversicherung 

Beiträge zur Weiterversicherung und zur Höherversicherung in der 
Pensionsversicherung 

§ 33. (1) bis (6) … § 33. (1) bis (6) … 
(7) Für die Höherversicherung sind Beiträge in einer vom Versicherten 

gewählten Höhe zu entrichten; der jährliche Beitrag darf sechs Siebentel der 
doppelten Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 48 Abs. 3 nicht übersteigen. 

(7) Für die Höherversicherung sind Beiträge in einer vom Versicherten 
gewählten Höhe zu entrichten; der jährliche Beitrag darf sechs Siebentel der 
doppelten Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 48 nicht übersteigen. 

(8) und (9) … (8) und (9) … 
Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugszinsen Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge; Verzugszinsen 

§ 35. (1) Die Beiträge sind, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt 
wird, mit dem Ablauf des Kalendermonates fällig, für den sie zu leisten sind. 
Der Beitragsschuldner hat auf seine Gefahr und Kosten die Beiträge an den 
Versicherungsträger unaufgefordert einzuzahlen. Sie bilden mit den Beiträgen 
zur Unfallversicherung eine einheitliche Schuld. Soweit der Versicherungsträger 
Beiträge für die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (§ 250) einhebt, wird er 
auch dann als deren Vertreter tätig, wenn er alle Beitragsforderungen in einem 
Betrag geltend macht. Dies gilt auch für die Einhebung von Verzugszinsen, 
sonstigen Nebengebühren (§ 37 Abs. 2), Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren sowie im Verfahren vor Gerichten und 

§ 35. (1) Die Beiträge sind, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt 
wird, mit dem Ablauf des Kalendermonates fällig, für den sie zu leisten sind. 
Der Beitragsschuldner hat auf seine Gefahr und Kosten die Beiträge an den 
Versicherungsträger unaufgefordert einzuzahlen. Sie bilden mit den Beiträgen 
zur Unfallversicherung eine einheitliche Schuld. Soweit der Versicherungsträger 
Beiträge für die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (§ 250) einhebt, wird er 
auch dann als deren Vertreter tätig, wenn er alle Beitragsforderungen in einem 
Betrag geltend macht. Dies gilt auch für die Einhebung von Verzugszinsen, 
sonstigen Nebengebühren (§ 37 Abs. 2), Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren sowie im Verfahren vor Gerichten und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verwaltungsbehörden. Teilzahlungen werden anteilsmäßig und bei 
Beitragsrückständen auf den jeweils ältesten Rückstand angerechnet. 

Verwaltungsbehörden. Solange nicht alle Beitragsschulden abgestattet sind, 
werden Zahlungen anteilsmäßig und auf die Beitragsschuld für den jeweils 
ältesten Beitragszeitraum angerechnet. 

(2) … (2) … 
(2a) Im Fall einer Hinaufsetzung der vorläufigen Beitragsgrundlage nach 

§ 25a Abs. 5 sind die Unterschiedsbeiträge für vorangegangene 
Kalendervierteljahre mit dem Letzten des zweiten Monates des Kalenderjahres 
fällig, in dem die Vorschreibung erfolgt. 

(2a) Im Fall einer Hinaufsetzung der vorläufigen Beitragsgrundlage nach 
§ 25a Abs. 5 sind die Unterschiedsbeiträge für vorangegangene 
Kalendervierteljahre mit dem Letzten des zweiten Monates des 
Kalendervierteljahres fällig, in dem die Vorschreibung erfolgt. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
(4a) Guthaben auf dem Beitragskonto sind auf Antrag der versicherten 

Person unter Bedachtnahme auf § 41 auszuzahlen. Unter einem Guthaben ist 
jede Gutbuchung auf dem Beitragskonto der versicherten Person zu verstehen, 
wie sie etwa aus einer Überzahlung, einer Nachbemessung, einer Vergütung im 
Rahmen des Mehrversicherungsausgleichs nach § 35b Abs. 5 oder einer 
Erstattung nach § 36 entsteht. Besteht bei der gemeinsamen Vorschreibung für 
die Beitragsmonate eines Kalendervierteljahres nach Abs. 2 auf dem 
Beitragskonto der versicherten Person ein Guthaben, so sind die in diesem 
Kalendervierteljahr fälligen bzw. abzustattenden Beträge mit dem Guthaben zu 
verrechnen. Eine nach der Verrechnung noch offene Beitragsschuld bleibt mit 
dem Ablauf des zweiten Monats des laufenden Kalendervierteljahres fällig, ein 
nach der Verrechnung verbleibendes Guthaben (Rest der Gutbuchung) ist auf 
Antrag der versicherten Person auszuzahlen. 

(4a) Guthaben auf dem Beitragskonto sind auf Antrag der versicherten 
Person unter Bedachtnahme auf § 41 auszuzahlen. Unter einem Guthaben ist 
jede Gutbuchung auf dem Beitragskonto der versicherten Person zu verstehen, 
wie sie etwa aus einer Überzahlung, einer Nachbemessung, einer Vergütung im 
Rahmen des Mehrversicherungsausgleichs nach § 35b Abs. 5 oder einer 
Erstattung nach § 36 entsteht. Besteht bei der gemeinsamen Vorschreibung für 
die Beitragsmonate eines Kalendervierteljahres nach Abs. 2 auf dem 
Beitragskonto der versicherten Person ein Guthaben, so sind Beitragsrückstände 
oder die in diesem Kalendervierteljahr fälligen bzw. abzustattenden Beträge mit 
dem Guthaben zu verrechnen. Eine nach der Verrechnung noch offene 
Beitragsschuld bleibt mit dem Ablauf des zweiten Monats des laufenden 
Kalendervierteljahres fällig, ein nach der Verrechnung verbleibendes Guthaben 
(Rest der Gutbuchung) ist auf Antrag der versicherten Person auszuzahlen. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
Verjährung der Beiträge Verjährung der Beiträge 

§ 40. (1) … § 40. (1) … 
(2) Das Recht auf Einforderung festgestellter Beitragsschulden verjährt 

binnen zwei Jahren nach Verständigung des Zahlungspflichtigen vom Ergebnis 
der Feststellung. Die Verjährung wird durch jede zum Zwecke der 
Hereinbringung getroffene Maßnahme, wie zum Beispiel durch Zustellung einer 
an den Zahlungspflichtigen gerichteten Zahlungsaufforderung (Mahnung), 
unterbrochen; sie wird durch Bewilligung einer Zahlungserleichterung gehemmt. 
Bezüglich der Unterbrechung oder Hemmung der Verjährung im Falle der 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Beitragsschuldners/der Beitragsschuldnerin gelten die einschlägigen 

(2) Das Recht auf Einforderung festgestellter Beitragsschulden verjährt 
binnen zwei Jahren nach Verständigung des Zahlungspflichtigen vom Ergebnis 
der Feststellung. Die Verjährung wird durch jede zum Zwecke der 
Hereinbringung getroffene Maßnahme, wie zum Beispiel durch Zustellung einer 
an den Zahlungspflichtigen gerichteten Zahlungsaufforderung (Mahnung), 
unterbrochen; sie wird durch Bewilligung einer Zahlungserleichterung sowie in 
den Fällen des § 35c bis zur rechtskräftigen Beendigung des 
Verlassenschaftsverfahrens gehemmt. Bezüglich der Unterbrechung oder 
Hemmung der Verjährung im Falle der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorschriften der Insolvenzordnung. über das Vermögen des Beitragsschuldners/der Beitragsschuldnerin gelten die 

einschlägigen Vorschriften der Insolvenzordnung. 
(3) … (3) … 

Beitragszeiten Beitragszeiten 
§ 115. (1) Als Beitragszeiten sind anzusehen: § 115. (1) Als Beitragszeiten sind anzusehen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
    2a. Zeiten einer Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach § 3 

Abs. 3, für die der Bund, das Bundesministerium für Landesverteidigung 
und Sport oder ein öffentlicher Fonds Beiträge zu zahlen hat; 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 
(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Begriff der Erwerbsunfähigkeit Begriff der Erwerbsunfähigkeit 
§ 133. (1) bis (5) … § 133. (1) bis (5) … 
(6) Als erwerbsunfähig gilt der (die) Versicherte auch dann, wenn er (sie) 

bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen 
oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen Kräfte außer Stande 
war, einem regelmäßigen Erwerb nachzugehen (Abs. 1), dennoch aber 
mindestens 120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder einem 
anderen Bundesgesetz erworben hat. 

(6) Als erwerbsunfähig gilt der (die) Versicherte auch dann, wenn er (sie) 
bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen 
oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen Kräfte außer Stande 
war, einem regelmäßigen Erwerb nachzugehen (Abs. 1), dennoch aber 
mindestens 120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz erworben hat. 

Witwen(Witwer)pension, Ausmaß Witwen(Witwer)pension, Ausmaß 
§ 145. (1) bis (5a) … § 145. (1) bis (5a) … 

 (5b) Ist die Summe der Beitragsgrundlagen nach § 44 Abs. 1 Z 10 ASVG 
höher als das gleichzeitig von der Witwe/dem Witwer oder der verstorbenen 
versicherten Person innerhalb der letzten zwei (vier) Kalenderjahre vor dem 
Zeitpunkt des Todes der versicherten Person bezogene Einkommen nach Abs. 5, 
so tritt für die Ermittlung der Berechnungsgrundlage nach Abs. 3 oder nach 
Abs. 4 der im genannten Zeitraum als Summe der Beitragsgrundlagen 
ausgewiesene Betrag an die Stelle des gleichzeitig bezogenen Einkommens nach 
Abs. 5. 

(6) bis (10) … (6) bis (10) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Haupt-, Landes- und Außenstellen Haupt-, Landes- und Außenstellen 

§ 195. (1) und (2) … § 195. (1) und (2) … 
(3) Der Versicherungsträger führt die Verwaltung durch Landesstellen in 

Wien für das Land Wien und das Land Niederösterreich, in Linz für das Land 
Oberösterreich, in Salzburg für das Land Salzburg, in Innsbruck für das Land 
Tirol, in Feldkirch für das Land Vorarlberg, in Klagenfurt für das Land Kärnten, 
in Graz für das Land Steiermark und in Eisenstadt für das Land Burgenland. 

(3) Der Versicherungsträger führt die Verwaltung durch Landesstellen in 
Wien für das Land Wien, in St. Pölten für das Land Niederösterreich, in Linz für 
das Land Oberösterreich, in Salzburg für das Land Salzburg, in Innsbruck für 
das Land Tirol, in Feldkirch für das Land Vorarlberg, in Klagenfurt für das Land 
Kärnten, in Graz für das Land Steiermark und in Eisenstadt für das Land 
Burgenland. 

(4) bis (9) … (4) bis (9) … 
Vermögensanlage Vermögensanlage 

§ 218. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 
zinsenbringend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet des Abs. 3 und des § 219 nur 
angelegt werden: 

§ 218. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 
grundsätzlich zinsenbringend anzulegen. Anlagesicherheit und Liquidität haben 
Vorrang gegenüber der Erzielung eines angemessenen Ertrages. Die Mittel 
dürfen im Sinne der Anlagesicherheit unbeschadet des Abs. 3 und des § 219 nur 
angelegt werden: 

 1. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Mitgliedstaaten des 
EWR begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden 
erachtet wird, oder 

 1. in verzinslichen Schuldverschreibungen (verzinslichen Wertpapieren), 
die in Euro von Mitgliedstaaten (bzw. deren Teilstaaten, 
Bundesländern, Provinzen) des EWR begeben wurden, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 2. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Kreditinstituten begeben 
wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 2. in verzinslichen Schuldverschreibungen, die in Euro von 
Kreditinstituten begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei 
vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat des 
EWR haben, oder 

 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

 4. in Fonds, ausgenommen Immobilienfonds, unter den Beschränkungen 
nach den Z 1 bis 3 und nach Abs. 2 oder 

 4. in verzinslichen Schuldverschreibungen (Emissionen), deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die von 
Emittenten/Emittentinnen mit Sitz in einem Mitgliedstaat des EWR 
begeben wurden, oder 

 5. in Immobilienfonds.  5. in Unternehmensanleihen von Emittenten/Emittentinnen, deren Bonität 
als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

    6. in Fonds im Sinne des Investmentfondsgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
77/2011, die den Kriterien nach den Z 1 bis 5 entsprechen. 

Für die Beurteilung der Bonität von Mitgliedstaaten des EWR sowie von 
Kreditinstituten können Mindest-Ratings der vom Markt anerkannten Rating-
Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in Aktien und Aktienfonds sind 
nicht zulässig. 

Für die Beurteilung der Bonität können Mindest-Ratings der vom Markt 
anerkannten Rating-Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in 
nachrangige Schuldverschreibungen (nachrangige Wertpapiere) sind nicht 
zulässig. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der besonderen 
außerbilanzmäßigen Geschäfte nach Z 1 der Anlage 2 zu § 22 des 
Bankwesengesetzes ist zulässig, wenn er nachweislich zur Absicherung 
bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der Arten von 
Derivatgeschäften nach Anhang II Abs. 1 lit. a bis d der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012, ABl. Nr. L 176 vom 
27.06.2013 S. 1, zuletzt geändert durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2015/1556, ABl. Nr. L 244 vom 19.09.2015 S. 9, ist zulässig, wenn er 
nachweislich zur Absicherung bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Vermögensanlagen, die von den 
Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichen, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung durch die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und 
Konsumentenschutz und dem Bundesminister für Finanzen. Gegenstand solcher 
Beschlüsse können sowohl konkrete Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall 
als auch durch gemeinsame Gruppenmerkmale gekennzeichnete und 
voraussichtlich vorzunehmende Vermögensanlagen sein; letzterenfalls sind die 
wesentlichen Gruppenmerkmale (zB die Art und die sonstigen näheren 
Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, insbesondere auch der 
vorzusehende Mindestertrag) im Beschlußwortlaut festzulegen. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Vermögensveranlagungen, die 
in den Abs. 1 und 2 nicht erwähnt sind, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung durch die Bundesministerin für Gesundheit im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz und dem 
Bundesminister für Finanzen. Kriterien für die Genehmigung der beabsichtigten 
Vermögensveranlagung sind jedenfalls Anlagensicherheit, Liquidität und 
Ertragsangemessenheit. Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl konkrete 
Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmende 
Vermögensanlagen sein. 

(4) Der Versicherungsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Veranlagung durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und eine 
entsprechende Berufserfahrung nachweisen können. Für jede Vermögensanlage 
ist begleitend ein Risikomanagement durchzuführen. 

(4) Der Versicherungsträger hat dafür zu sorgen, dass die Veranlagung 
durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und eine entsprechende 
Berufserfahrung nachweisen können. Für jede Vermögensanlage ist begleitend 
ein Risikomanagement durchzuführen. Eine angemessene Funktionstrennung 
zwischen der Veranlagung und dem Risikomanagement ist zu gewährleisten. 

Schlussbestimmung zu Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 Schlussbestimmung zu Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 
§ 357. Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 in 

Kraft: 
§ 357. (1) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 

in Kraft: 
 1. mit 1. Jänner 2016 § 35 Abs. 2a, 5b und 6;  1. mit 1. Jänner 2016 § 35 Abs. 2a, 5b und 6; 
 2. mit 1. Jänner 2017 die §§ 35 Abs. 5 und 132 Abs. 5.  2. mit 1. Jänner 2017 § 35 Abs. 5. 
 (2) § 132 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 
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tritt gleichzeitig mit den in § 689 Abs. 1a ASVG genannten Bestimmungen in 
Kraft. 

 Schlussbestimmung zu Art. 2 Teil 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 
(44. Novelle) 

 § 362. (1) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 
in Kraft: 

  1. mit 1. Jänner 2016 die §§ 1c, 4 Abs. 1 Z 5, 6 Abs. 4 und 5, 7 Abs. 4 Z 4 
und 5 sowie Abs. 5 Z 2 und 3, 25 Abs. 2 Z 3, 25a Abs. 1 Z 1 sowie Abs. 4 
und 5, 33 Abs. 7, 35 Abs. 1, 2a und 4a, 40 Abs. 2, 115 Abs. 1 Z 2a, 133 
Abs. 6, 145 Abs. 5b, 218 samt Überschrift und 357; 

  2. mit 1. Jänner 2017 § 195 Abs. 3. 
 (2) Es treten außer Kraft: 
    1. mit Ablauf des 31. Dezember 2015 § 25 Abs. 2 Z 1; 
    2. mit Ablauf des 14. August 2015 § 25 Abs. 4a. 
 (3) Auf Immobilienfonds, in die vor dem 1. Jänner 2016 veranlagt worden 

ist, ist § 218 in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden. 

Artikel 3 

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes (44. Novelle zum BSVG) 
Umsetzung von Unionsrecht Umsetzung von Unionsrecht 

§ 1c. Durch dieses Bundesgesetz werden umgesetzt: § 1c. Durch dieses Bundesgesetz werden umgesetzt: 
 1. die Richtlinie 89/105/EWG betreffend die Transparenz von Maßnahmen 

zur Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den 
menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen 
Krankenversicherungssysteme, ABl. Nr. L 40 vom 11.02.1989 S. 8, 

 1. die Richtlinie 89/105/EWG betreffend die Transparenz von Maßnahmen 
zur Regelung der Preisfestsetzung bei Arzneimitteln für den 
menschlichen Gebrauch und ihre Einbeziehung in die staatlichen 
Krankenversicherungssysteme, ABl. Nr. L 40 vom 11.02.1989 S. 8; 

 2. die Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.09.2005 S. 22, zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 2013/25/EU, ABl. Nr. L 158 vom 
10.06.2013 S. 368 sowie 

 2. die Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen, ABl. Nr. L 255 vom 30.09.2005 S. 22, zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 2013/25/EU, ABl. Nr. L 158 vom 
10.06.2013 S. 368; 

 3. die Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, ABl. Nr. L 88 vom 
04.04.2011 S. 45. 

 3. die Richtlinie 2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der 
grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung, ABl. Nr. L 88 vom 
04.04.2011 S. 45; 
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    4. die Richtlinie 2010/41/EU zur Verwirklichung des Grundsatzes der 

Gleichbehandlung von Männern und Frauen, die eine selbständige 
Erwerbstätigkeit ausüben, und zur Aufhebung der Richtlinie 
86/613/EWG, ABl. Nr. L 180 vom 15.07.2010 S. 1; 

    5. die anderen im § 3b ASVG genannten Richtlinien, sofern sie auch auf 
den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes anwendbar sind. 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der 
Pensionsversicherung 

§ 2. (1) … § 2. (1) … 
(2) Die Pflichtversicherung besteht für die im Abs. 1 Z 1 genannten 

Personen nur, wenn der nach dem Bewertungsgesetz 1955 festgestellte 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes den Betrag von 
1 500 Euro erreicht oder übersteigt. Handelt es sich jedoch um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 
1 500 Euro nicht erreicht oder für den von den Finanzbehörden ein Einheitswert 
des land(forst)wirtschaftlichen Vermögens gemäß den §§ 29 bis 50 BewG 1955 
nicht festgestellt wird, so besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden 
Personen, vorausgesetzt, dass sie aus dem Ertrag des Betriebes überwiegend 
ihren Lebensunterhalt bestreiten. § 23 Abs. 3 und 5 ist entsprechend 
anzuwenden. Für die Pflichtversicherung der in den §§ 2a und 2b angeführten 
Eheleute oder eingetragenen PartnerInnen ist jeweils der gesamte Einheitswert 
des Betriebes maßgeblich. 

(2) Die Pflichtversicherung besteht für die im Abs. 1 Z 1 genannten 
Personen nur, wenn der nach dem Bewertungsgesetz 1955 festgestellte 
Einheitswert des land(forst)wirtschaftlichen Betriebes den Betrag von 
1 500 Euro erreicht oder übersteigt. Handelt es sich jedoch um einen 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb, dessen Einheitswert den Betrag von 
1 500 Euro nicht erreicht oder für den von den Finanzbehörden ein Einheitswert 
des land(forst)wirtschaftlichen Vermögens gemäß den §§ 29 bis 50 BewG 1955 
nicht festgestellt wird, so besteht die Pflichtversicherung für die betreffenden 
Personen, vorausgesetzt, dass sie aus dem Ertrag des Betriebes überwiegend 
ihren Lebensunterhalt bestreiten. § 23 Abs. 3, 3a und 5 ist entsprechend 
anzuwenden. Für die Pflichtversicherung der in den §§ 2a und 2b angeführten 
Eheleute oder eingetragenen PartnerInnen ist jeweils der gesamte Einheitswert 
des Betriebes maßgeblich. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
Auskunftspflicht der Versicherten und der 

Leistungs(Zahlungs)empfängerInnen sowie sonstiger Personen 
Auskunftspflicht der Versicherten und der 

Leistungs(Zahlungs)empfängerInnen sowie sonstiger Personen 
§ 20. (1) bis (4) … § 20. (1) bis (4) … 
(5) Fehlen die Unterlagen, sind sie unvollständig oder wird ihre Vorlage 

verweigert, so ist der Versicherungsträger berechtigt, die für das 
Versicherungsverhältnis maßgebenden Umstände auf Grund anderer 
Ermittlungen oder unter Heranziehung der Daten gleichgelagerter oder ähnlicher 
Betriebe (Versicherungsverhältnisse) festzustellen. 

(5) Fehlen die Unterlagen, sind sie unvollständig oder wird ihre Vorlage 
verweigert, so ist der Versicherungsträger berechtigt, die für das 
Versicherungsverhältnis maßgebenden Umstände auf Grund anderer 
Ermittlungen oder unter Heranziehung der Daten gleichgelagerter oder ähnlicher 
Betriebe (Versicherungsverhältnisse) festzustellen. Die Berechtigung des 
Versicherungsträgers erstreckt sich auch auf jene Fälle, in denen für Teilflächen 
eines land(forst)wirtschaftlichen Betriebes ein Einheitswert des 
land(forst)wirtschaftlichen Vermögens nach dem BewG 1955 nicht festgestellt 
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ist. 

(6) bis (8) … (6) bis (8) … 
Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 

§ 23. (1) bis (2) … § 23. (1) bis (2) … 
(3) Bei Bildung des Versicherungswertes gemäß Abs. 2 sind in den 

nachstehenden Fällen folgende Werte als Einheitswerte zugrunde zu legen: 
(3) Bei Bildung des Versicherungswertes gemäß Abs. 2 sind in den 

nachstehenden Fällen unter Berücksichtigung des § 23c folgende Werte als 
Einheitswerte zugrunde zu legen: 

 a) bis h) …  a) bis h) … 
Eine Teilung des Einheitswertes gemäß lit. b und e findet jedoch nicht statt, 
wenn Ehegatten ein und denselben land(forst) wirtschaftlichen Betrieb auf 
gemeinsame Rechnung und Gefahr führen. Wenn ein Ehegatte vom anderen 
Ehegatten oder wenn Kinder (§ 2 Abs. 1 Z 2) und Eltern (Großeltern, 
Wahleltern, Stiefeltern, Schwiegereltern) voneinander land(forst)wirtschaftliche 
Flächen bzw. land(forst)wirtschaftliche Betriebe gepachtet haben, ist dem 
Pächter, abweichend von lit. d und e, der volle Ertragswert der gepachteten 
Flächen (des gepachteten Betriebes) anzurechnen. Die sich gemäß lit. a bis f 
ergebenden Einheitswerte (Summe der Einheitswerte) sind auf volle hundert 
Euro abzurunden. 

Eine Teilung des Einheitswertes gemäß lit. b und e findet jedoch nicht statt, 
wenn Ehegatten ein und denselben land(forst) wirtschaftlichen Betrieb auf 
gemeinsame Rechnung und Gefahr führen. Wenn ein Ehegatte vom anderen 
Ehegatten oder wenn Kinder (§ 2 Abs. 1 Z 2) und Eltern (Großeltern, 
Wahleltern, Stiefeltern, Schwiegereltern) voneinander land(forst)wirtschaftliche 
Flächen bzw. land(forst)wirtschaftliche Betriebe gepachtet haben, ist dem 
Pächter, abweichend von lit. d und e, der volle Ertragswert der gepachteten 
Flächen (des gepachteten Betriebes) anzurechnen. Die sich gemäß lit. a bis f 
ergebenden Einheitswerte (Summe der Einheitswerte) sind auf volle hundert 
Euro abzurunden. 

 (3a) Werden dem Versicherungsträger (Teil)Flächen eines 
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes im Rahmen der Datenübermittlung nach 
§ 217 Abs. 2c bekannt, so besteht bei Verletzung der Melde- oder 
Auskunftspflicht die Vermutung, dass diese ab dem Ersten des Kalendermonates, 
in dem der Antrag bei der „Agrarmarkt Austria“ gestellt wurde, auf eigene 
Rechnung und Gefahr bewirtschaftet werden. In diesem Fall ist der 
Versicherungsträger berechtigt, den anteiligen Ertragswert der (Teil)Flächen 
nach Maßgabe des § 20 Abs. 5 unter Anwendung des eigenen Hektarsatzes der 
betriebsführenden (förderungswerbenden) Person für die Bildung des 
Versicherungswertes zu berechnen. Diese Vermutung gilt bis zum Ersten des 
Kalendermonates, in dem die förderungswerbende Person nachweist, dass die 
Flächen auf Rechnung und Gefahr einer anderen Person bewirtschaftet werden. 

(3a) Abs. 3 ist sinngemäß auch auf eingetragene PartnerInnen nach dem 
EPG anzuwenden. 

(3b) Abs. 3 ist sinngemäß auch auf eingetragene PartnerInnen nach dem 
EPG anzuwenden. 

(4) Kann ein Versicherungswert im Sinne des Abs. 2 nicht ermittelt werden 
oder handelt es sich um Personen nach § 2 Abs. 1 Z 1a oder ist eine 

(4) Kann ein Versicherungswert im Sinne des Abs. 2 - gegebenenfalls unter 
Anwendung des § 20 Abs. 5 - nicht ermittelt werden oder handelt es sich um 
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Beitragsgrundlagenoption gemäß Abs. 1a oder eine Antragstellung nach Abs. 1b 
erfolgt, so sind für die Ermittlung der Beitragsgrundlage die im jeweiligen 
Kalenderjahr auf einen Kalendermonat im Durchschnitt entfallenden Einkünfte 
aus einer Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründet, heranzuziehen; als Einkünfte gelten die Einkünfte im 
Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988. Im Falle einer 
Beitragsgrundlagenoption nach Abs. 1a ist dem Vorliegen eines 
Einkommensteuerbescheides die Mitteilung der Abgabenbehörde gleichzuhalten, 
dass keine für die Einkommensteuer maßgeblichen Einkünfte aus einer 
Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz 
begründet, vorliegen. Umfasst der Einkommensteuerbescheid auch Zeiträume, 
denen eine Vollpauschalierung zu Grunde liegt, so sind diese bei der 
Durchschnittsbetrachtung nicht zu berücksichtigen. Beitragsgrundlage ist der 
ermittelte Betrag, 

Personen nach § 2 Abs. 1 Z 1a oder ist eine Beitragsgrundlagenoption gemäß 
Abs. 1a oder eine Antragstellung nach Abs. 1b erfolgt, so sind für die Ermittlung 
der Beitragsgrundlage die im jeweiligen Kalenderjahr auf einen Kalendermonat 
im Durchschnitt entfallenden Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit, die die 
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz begründet, heranzuziehen; als 
Einkünfte gelten die Einkünfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988. Im 
Falle einer Beitragsgrundlagenoption nach Abs. 1a ist dem Vorliegen eines 
Einkommensteuerbescheides die Mitteilung der Abgabenbehörde gleichzuhalten, 
dass keine für die Einkommensteuer maßgeblichen Einkünfte aus einer 
Erwerbstätigkeit, die die Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz 
begründet, vorliegen. Umfasst der Einkommensteuerbescheid auch Zeiträume, 
denen eine Vollpauschalierung zu Grunde liegt, so sind diese bei der 
Durchschnittsbetrachtung nicht zu berücksichtigen. Beitragsgrundlage ist der 
ermittelte Betrag, 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
(4a) bis (4e) … (4a) bis (4e) … 
(5) Änderungen des Einheitswertes gemäß Abs. 3 lit. b, c, d und f sowie 

durch sonstige Flächenänderungen werden mit dem ersten Tag des 
Kalendermonates wirksam, der der Änderung folgt. Sonstige Änderungen des 
Einheitswertes werden mit dem ersten Tag des Kalendervierteljahres wirksam, 
das der Zustellung des Bescheides der Finanzbehörde erster Instanz folgt. Eine 
entgegen § 16 Abs. 2 nicht gemeldete Flächenänderung ist für die Dauer ihrer 
Nichtmeldung einer sonstigen Änderung gleichzuhalten. Im Übrigen ist Abs. 3 
entsprechend anzuwenden. 

(5) Änderungen des Einheitswertes gemäß Abs. 3 lit. b, c, d und f sowie 
durch sonstige Flächenänderungen werden mit dem ersten Tag des 
Kalendermonates wirksam, der der Änderung folgt. Eine entgegen § 16 Abs. 2 
nicht gemeldete Flächenänderung ist für die Dauer ihrer Nichtmeldung einer 
sonstigen Änderung gleichzuhalten. Im Übrigen ist Abs. 3 entsprechend 
anzuwenden. Sonstige Änderungen des Einheitswertes werden mit dem ersten 
Tag des Kalendervierteljahres wirksam, das der Zustellung des Bescheides der 
Finanzbehörde erster Instanz folgt. 

(6) bis (12) … (6) bis (12) … 
 Berücksichtigung von Zu- und Abschlägen vom Einheitswert 

 § 23c. (1) Bei Bildung des Versicherungswertes nach § 23 Abs. 2 und 3 sind 
in einem Einheitswertbescheid bewertete Zuschläge für öffentliche Gelder nach 
§ 35 BewG 1955, Zu- und Abschläge nach § 40 BewG 1955 sowie Zuschläge 
nach § 48 Abs. 4 Z 3 BewG 1955 

    1. bei der Person/den Personen zu berücksichtigen, für die der 
Einheitswertbescheid ausgestellt wurde, und werden bei Verpachtung 
der bewerteten Flächen nicht mitübertragen; 

    2. beim Rechtsnachfolger/der Rechtsnachfolgerin zu berücksichtigen, 
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wenn das Eigentum an einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb zur 
Gänze übertragen wird (§ 191 Abs. 4 BAO); 

    3. nicht zu berücksichtigen, wenn keine land(forst)wirtschaftlichen 
Flächen auf eigene Rechnung und Gefahr bewirtschaftet werden; 

    4. nicht zu berücksichtigen, wenn zum Zeitpunkt der Betriebsaufgabe oder 
einer wesentlichen Betriebsverringerung die Versicherungsgrenze nach 
§ 2 Abs. 2 oder nach § 3 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes oder die für einen 
Anspruch auf Alterspensionen maßgebliche Grenze nach § 4 Abs. 6 Z 2 
APG ausschließlich auf Grund der Anrechnung derartiger Zuschläge 
erreicht oder überschritten würde. 

 (2) Abweichend von Abs. 1 Z 1 sind auf eine konkrete Fläche bezogene 
Zuschläge nach § 40 BewG 1955 (insbesondere Zuschläge für Sonder- und 
Obstkulturen in der Form von Dauerkulturen nach § 32 Abs. 4 in Verbindung 
mit § 40 BewG 1955) für die Dauer der Verpachtung (anteilsmäßig) beim 
Pächter/bei der Pächterin zu berücksichtigen. 

 (3) Die Berücksichtigung der Zuschläge hat bei Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 4 ab dem Zeitpunkt der Betriebsaufgabe oder 
der wesentlichen Betriebsverringerung längstens bis zur Erlassung eines 
Einheitswertbescheides mit einem finanzrechtlichen Stichtag nach der 
Betriebsaufgabe oder wesentlichen Betriebsverringerung zu unterbleiben, wenn 
ab dem Zeitpunkt der Betriebsaufgabe oder der wesentlichen 
Betriebsverringerung keine Antragstellung bei der „Agrarmarkt-Austria“ bzw. 
keine von den regelmäßigen Verhältnissen abweichende Bewirtschaftung nach 
§ 40 BewG 1955 oder nach § 48 Abs. 4 Z 3 BewG 1955 erfolgt. Die 
betriebsführende Person hat diese Sachverhaltsänderung (Betriebsaufgabe oder 
wesentliche Betriebsverringerung) dem Versicherungsträger zu melden. 

 (4) Abweichend von Abs. 1 Z 4 sind auf eine konkrete Fläche bezogene 
Zuschläge nach § 40 BewG 1955 (insbesondere Zuschläge für Dauerkulturen 
wie Sonder- und Obstkulturen nach § 32 Abs. 4 in Verbindung mit § 40 
BewG 1955) zu berücksichtigen. 

 (5) Wird im Rahmen der Datenübermittlung nach § 217 Abs. 2c eine 
Antragstellung bei der „Agrarmarkt-Austria“ festgestellt oder sind in einer 
Mitteilung nach § 217 Abs. 2 Z 6 Zuschläge enthalten, so sind diese Zuschläge 
abweichend von Abs. 1 Z 4 rückwirkend (ab dem Zeitpunkt des Wegfalls) zu 
berücksichtigen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  

Beitragszeiten Beitragszeiten 
§ 106. (1) Als Beitragszeiten sind anzusehen: § 106. (1) Als Beitragszeiten sind anzusehen: 

 1. und 2.…  1. und 2.… 
    2a. Zeiten einer Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung nach § 4a, 

für die der Bund, das Bundesministerium für Landesverteidigung und 
Sport oder ein öffentlicher Fonds Beiträge zu zahlen hat; 

 3. bis 6. …  3. bis 6. … 
(2) bis (4a) … (2) bis (4a) … 

Begriff der Erwerbsunfähigkeit Begriff der Erwerbsunfähigkeit 
§ 124. (1) bis (3) … § 124. (1) bis (3) … 
(4) Als erwerbsunfähig gilt der (die) Versicherte auch dann, wenn er (sie) 

bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen 
oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen Kräfte außer Stande 
war, einem regelmäßigen Erwerb nachzugehen (Abs. 1), dennoch aber 
mindestens 120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder einem 
anderen Bundesgesetz erworben hat. 

(4) Als erwerbsunfähig gilt der (die) Versicherte auch dann, wenn er (sie) 
bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversicherung 
begründenden Erwerbstätigkeit infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen 
oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen Kräfte außer Stande 
war, einem regelmäßigen Erwerb nachzugehen (Abs. 1), dennoch aber 
mindestens 120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz erworben hat. 

Vermögensanlage Vermögensanlage 
§ 206. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 

zinsenbringend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet des Abs. 3 und des § 207 nur 
angelegt werden: 

§ 206. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 
grundsätzlich zinsenbringend anzulegen. Anlagesicherheit und Liquidität haben 
Vorrang gegenüber der Erzielung eines angemessenen Ertrages. Die Mittel 
dürfen im Sinne der Anlagesicherheit unbeschadet des Abs. 3 und des § 207 nur 
angelegt werden: 

 1. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Mitgliedstaaten des 
EWR begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden 
erachtet wird, oder 

 1. in verzinslichen Schuldverschreibungen (verzinslichen Wertpapieren), 
die in Euro von Mitgliedstaaten (bzw. deren Teilstaaten, 
Bundesländern, Provinzen) des EWR begeben wurden, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 2. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Kreditinstituten begeben 
wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 2. in verzinslichen Schuldverschreibungen, die in Euro von 
Kreditinstituten begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei 
vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat des 
EWR haben, oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 

zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 
 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 

zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

 4. in Fonds, ausgenommen Immobilienfonds, unter den Beschränkungen 
nach den Z 1 bis 3 und nach Abs. 2 oder 

 4. in verzinslichen Schuldverschreibungen (Emissionen), deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die von 
Emittenten/Emittentinnen mit Sitz in einem Mitgliedstaat des EWR 
begeben wurden, oder 

 5. in Immobilienfonds.  5. in Unternehmensanleihen von Emittenten/Emittentinnen, deren Bonität 
als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

    6. in Fonds im Sinne des Investmentfondsgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 
77/2011, die den Kriterien nach den Z 1 bis 5 entsprechen. 

Für die Beurteilung der Bonität von Mitgliedstaaten des EWR sowie von 
Kreditinstituten können Mindest-Ratings der vom Markt anerkannten Rating-
Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in Aktien und Aktienfonds sind 
nicht zulässig. 

Für die Beurteilung der Bonität können Mindest-Ratings der vom Markt 
anerkannten Rating-Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in 
nachrangige Schuldverschreibungen (nachrangige Wertpapiere) sind nicht 
zulässig. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der besonderen 
außerbilanzmäßigen Geschäfte nach Z 1 der Anlage 2 zu § 22 des 
Bankwesengesetzes ist zulässig, wenn er nachweislich zur Absicherung 
bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der Arten von 
Derivatgeschäften nach Anhang II Abs. 1 lit. a bis d der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012, ABl. Nr. L 176 vom 
27.06.2013 S 1, zuletzt geändert durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2015/1556, ABl. Nr. L 244 vom 19.09.2015 S. 9, ist zulässig, wenn er 
nachweislich zur Absicherung bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Vermögensanlagen, die von den 
Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichen, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung durch die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und 
Konsumentenschutz und dem Bundesminister für Finanzen. Gegenstand solcher 
Beschlüsse können sowohl konkrete Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall 
als auch durch gemeinsame Gruppenmerkmale gekennzeichnete und 
voraussichtlich vorzunehmende Vermögensanlagen sein; letzterenfalls sind die 
wesentlichen Gruppenmerkmale (zB die Art und die sonstigen näheren 
Umstände der beabsichtigten Vermögensanlagen, insbesondere auch der 
vorzusehende Mindestertrag) im Beschlusswortlaut festzulegen. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Vermögensveranlagungen, die 
in den Abs. 1 und 2 nicht erwähnt sind, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung durch die Bundesministerin für Gesundheit im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz und dem 
Bundesminister für Finanzen. Kriterien für die Genehmigung der beabsichtigten 
Vermögensveranlagung sind jedenfalls Anlagensicherheit, Liquidität und 
Ertragsangemessenheit. Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl konkrete 
Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame 
Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmende 
Vermögensanlagen sein. 

(4) Der Versicherungsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die (4) Der Versicherungsträger hat dafür zu sorgen, dass die Veranlagung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Veranlagung durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und eine 
entsprechende Berufserfahrung nachweisen können. Für jede Vermögensanlage 
ist begleitend ein Risikomanagement durchzuführen. 

durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und eine entsprechende 
Berufserfahrung nachweisen können. Für jede Vermögensanlage ist begleitend 
ein Risikomanagement durchzuführen. Eine angemessene Funktionstrennung 
zwischen der Veranlagung und dem Risikomanagement ist zu gewährleisten. 

Mitwirkung von Behörden und gesetzlichen beruflichen Vertretungen Mitwirkung von Behörden und gesetzlichen beruflichen Vertretungen 
§ 217. (1) … § 217. (1) … 
(2) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem Versicherungsträger nach 

Maßgabe des Abs. 4 folgende Daten von land(forst)wirtschaftlichem Vermögen 
(§ 29 des Bewertungsgesetzes) zu übermitteln: 

(2) Die Abgabenbehörden des Bundes haben dem Versicherungsträger nach 
Maßgabe des Abs. 4 die für die Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
erforderlichen Daten von land(forst)wirtschaftlichem Vermögen (§ 29 des 
Bewertungsgesetzes) zu übermitteln: 

 1. ...  1. ... 
    1a. Grundstücksnummern, Einlagezahlen, Katastralgemeindenummern und 

Grundbuchsnummern der in der wirtschaftlichen Einheit bewerteten 
Flächen, 

    1b. Flächenausmaß der wirtschaftlichen Einheit, gegliedert nach 
Unterarten (§ 29 BewG 1955) des land(forst)wirtschaftlichen 
Vermögens sowie allfällige Nutzungen des landwirtschaftlichen 
Vermögens (§ 39 Abs. 2 Z 1 BewG 1955), 

    1c. bei Zuschlägen nach § 40 BewG 1955 das im Bescheid angeführte 
Ausmaß der betroffenen Flächen, 

 2. Name (Familien- oder Nachname und Vorname) des Eigentümers der 
wirtschaftlichen Einheit mit Geburtsdatum und Anschrift sowie dessen 
Eigentumsanteil an der wirtschaftlichen Einheit, 

 2. Name (Familien- oder Nachname und Vorname) des Eigentümers der 
wirtschaftlichen Einheit mit Geburtsdatum und Anschrift, 
Versicherungsnummer sowie dessen Eigentumsanteil an der 
wirtschaftlichen Einheit, 

 3. …  3. … 
    3a. Ausmaß und Zurechnung der Zuschläge nach § 35 BewG 1955, 
    3b. Ausmaß und Art der Zuschläge oder Abschläge nach § 40 BewG 1955 

und der Zuschläge nach § 48 Abs. 4 Z 3 BewG 1955, 
    3c. Berechnungsgrundlagen der Zuschläge für Dauerkulturen (Sonder- und 

Obstkulturen nach § 32 Abs. 4 in Verbindung mit § 40 BewG 1955), 
 4. bis 7. …  4. bis 7. … 
Sofern ein Einkommensteuerbescheid oder ein Bescheid zur Feststellung von 
Einkünften ergangen ist und Einkünfte aus land(forst)wirtschaftlicher Tätigkeit 
enthält, haben die Abgabenbehörden des Bundes darüber hinaus dem 

Sofern ein Einkommensteuerbescheid oder ein Bescheid zur Feststellung von 
Einkünften ergangen ist und Einkünfte aus land(forst)wirtschaftlicher Tätigkeit 
enthält, haben die Abgabenbehörden des Bundes darüber hinaus dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 4 die erforderlichen Daten über die 
dem Bescheid zugrundeliegenden Einkünfte aus Tätigkeiten, deren 
Beitragsgrundlage gemäß der Anlage 2 nach § 23 Abs. 1 Z 2 und 3 sowie 
Abs. 1a oder 1b und Abs. 1 Z 4 zu bilden ist, unter Angabe des Namens 
(Familienname und Vorname), der Anschrift, des Geburtsdatums und der 
Versicherungsnummer des Steuerpflichtigen sowie des Namens und der 
Anschrift eines allfälligen Zustellungsbevollmächtigten zu übermitteln. Wird im 
Falle einer Beitragsgrundlagenoption nach § 23 Abs. 1a oder 1b oder einer 
Pflichtversicherung als GesellschafterIn nach § 2 Abs. 1 Z 1a ein 
Einkommensteuerbescheid mangels eines einkommensteuerrechtlich 
maßgeblichen Einkommens nicht erlassen, so haben die Abgabenbehörden dies 
dem Versicherungsträger mitzuteilen. 

Versicherungsträger nach Maßgabe des Abs. 4 die erforderlichen Daten über die 
dem Bescheid zugrundeliegenden Einkünfte aus Tätigkeiten, deren 
Beitragsgrundlage gemäß der Anlage 2 nach § 23 Abs. 1 Z 2 und 3 sowie 
Abs. 1a oder 1b und Abs. 1 Z 4 zu bilden ist, unter Angabe des Namens 
(Familienname und Vorname), der Anschrift, des Geburtsdatums und der 
Versicherungsnummer des Steuerpflichtigen sowie des Namens und der 
Anschrift eines allfälligen Zustellungsbevollmächtigten zu übermitteln. Wird im 
Falle einer Beitragsgrundlagenoption nach § 23 Abs. 1a oder 1b oder einer 
Pflichtversicherung als GesellschafterIn nach § 2 Abs. 1 Z 1a ein 
Einkommensteuerbescheid mangels eines einkommensteuerrechtlich 
maßgeblichen Einkommens nicht erlassen, so haben die Abgabenbehörden dies 
dem Versicherungsträger mitzuteilen. 

(2a) bis (5) … (2a) bis (5) … 
Übergangsbestimmungen zur Hauptfeststellung 2014 Übergangsbestimmungen zur Hauptfeststellung 2014 

§ 337. (1) Personen, die am 31. Dezember 2016 nicht der 
Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz unterliegen und nur durch das sozialversicherungsrechtliche 
Wirksamwerden der Hauptfeststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche 
Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens zum 1. Jänner 2014 
gemäß § 20c des Bewertungsgesetzes 1955 die Versicherungsgrenze von 
1 500 Euro gemäß § 2 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes überschreiten, bleiben 
weiterhin aus der Kranken- und Pensionsversicherung ausgenommen, solange 
nicht eine flächenmäßige Vergrößerung der am 31. Dezember 2016 
bewirtschafteten Betriebsfläche erfolgt. 

§ 337. (1) Personen, die am 31. Dezember 2016 nicht der 
Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung nach diesem 
Bundesgesetz unterliegen und nur durch das sozialversicherungsrechtliche 
Wirksamwerden der Hauptfeststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche 
Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens zum 1. Jänner 2014 
gemäß § 20c des Bewertungsgesetzes 1955 die Versicherungsgrenze von 
1 500 Euro gemäß § 2 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes erreichen oder 
überschreiten, bleiben weiterhin aus der Kranken- und Pensionsversicherung 
ausgenommen, solange nicht eine flächenmäßige Vergrößerung der am 
31. Dezember 2016 bewirtschafteten Betriebsfläche erfolgt. Gleiches gilt für 
Personen, die zum 31. Dezember 2016 eine Korridorpension, eine 
Schwerarbeitspension oder eine vorzeitige Alterspension nach diesem oder 
einem anderen Bundesgesetz beziehen, hinsichtlich der für diese Pensionen 
maßgeblichen Grenze (§ 4 Abs. 6 Z 2 APG). Als flächenmäßige Vergrößerung ist 
dabei nur jener Sachverhalt anzusehen, bei dem die nach dem 31. Dezember 
2016 eingetretene Vergrößerung einen Ertragswert von zumindest 100 Euro 
erreicht oder übersteigt. 

(2) Personen, die am 31. Dezember 2016 der Pflichtversicherung in der 
Kranken- und Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz unterliegen und 
nur durch das sozialversicherungsrechtliche Wirksamwerden der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten des land- und 

(2) Personen, die am 31. Dezember 2016 der Pflichtversicherung in der 
Kranken- und Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz unterliegen und 
nur durch das sozialversicherungsrechtliche Wirksamwerden der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten des land- und 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
forstwirtschaftlichen Vermögens zum 1. Jänner 2014 gemäß § 20c des 
Bewertungsgesetzes 1955 die Versicherungsgrenze von 1 500 Euro gemäß § 2 
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes unterschreiten, können bis zum 
31. Dezember 2017 bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern beantragen, 
dass ihre Pflichtversicherung aufrecht bleibt, solange nicht eine flächenmäßige 
Verringerung der am 31. Dezember 2016 bewirtschafteten Betriebsfläche 
erfolgt. 

forstwirtschaftlichen Vermögens zum 1. Jänner 2014 gemäß § 20c des 
Bewertungsgesetzes 1955 die Versicherungsgrenze von 1 500 Euro gemäß § 2 
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes unterschreiten, können bis zum 
31. Dezember 2017 bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern beantragen, 
dass ihre Pflichtversicherung aufrecht bleibt, solange nicht eine flächenmäßige 
Verringerung der am 31. Dezember 2016 bewirtschafteten Betriebsfläche 
erfolgt. Als flächenmäßige Verringerung ist dabei nur jener Sachverhalt 
anzusehen, bei dem die nach dem 31. Dezember 2016 eingetretene Verringerung 
einen Ertragswert von zumindest 100 Euro erreicht oder übersteigt. 

§ 338. (1) Personen, die am 31. Dezember 2016 nicht der 
Pflichtversicherung in der Unfallversicherung nach diesem Bundesgesetz 
unterliegen und nur durch das sozialversicherungsrechtliche Wirksamwerden der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens zum 1. Jänner 2014 gemäß § 20c des 
Bewertungsgesetzes 1955 die Versicherungsgrenze von 150 Euro gemäß § 3 
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes überschreiten, bleiben weiterhin aus der 
Unfallversicherung ausgenommen, solange nicht eine flächenmäßige 
Vergrößerung der am 31. Dezember 2016 bewirtschafteten Betriebsfläche 
erfolgt. 

§ 338. (1) Personen, die am 31. Dezember 2016 nicht der 
Pflichtversicherung in der Unfallversicherung nach diesem Bundesgesetz 
unterliegen und nur durch das sozialversicherungsrechtliche Wirksamwerden der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens zum 1. Jänner 2014 gemäß § 20c des 
Bewertungsgesetzes 1955 die Versicherungsgrenze von 150 Euro gemäß § 3 
Abs. 2 dieses Bundesgesetzes erreichen oder überschreiten, bleiben weiterhin 
aus der Unfallversicherung ausgenommen, solange nicht eine flächenmäßige 
Vergrößerung der am 31. Dezember 2016 bewirtschafteten Betriebsfläche 
erfolgt. Als flächenmäßige Vergrößerung ist dabei nur jener Sachverhalt 
anzusehen, bei dem die nach dem 31. Dezember 2016 eingetretene 
Vergrößerung einen Ertragswert von zumindest 100 Euro erreicht oder 
übersteigt. 

(2) Personen, die am 31. Dezember 2016 der Pflichtversicherung in der 
Unfallversicherung nach diesem Bundesgesetz unterliegen und nur durch das 
sozialversicherungsrechtliche Wirksamwerden der Hauptfeststellung der 
Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens zum 1. Jänner 2014 gemäß § 20c des Bewertungsgesetzes 1955 die 
Versicherungsgrenze von 150 Euro gemäß § 3 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes 
unterschreiten, können bis zum 31. Dezember 2017 bei der 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern beantragen, dass ihre Pflichtversicherung 
aufrecht bleibt, solange nicht eine flächenmäßige Verringerung der am 
31. Dezember 2016 bewirtschafteten Betriebsfläche erfolgt. 

(2) Personen, die am 31. Dezember 2016 der Pflichtversicherung in der 
Unfallversicherung nach diesem Bundesgesetz unterliegen und nur durch das 
sozialversicherungsrechtliche Wirksamwerden der Hauptfeststellung der 
Einheitswerte für wirtschaftliche Einheiten des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens zum 1. Jänner 2014 gemäß § 20c des Bewertungsgesetzes 1955 die 
Versicherungsgrenze von 150 Euro gemäß § 3 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes 
unterschreiten, können bis zum 31. Dezember 2017 bei der 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern beantragen, dass ihre Pflichtversicherung 
aufrecht bleibt, solange nicht eine flächenmäßige Verringerung der am 
31. Dezember 2016 bewirtschafteten Betriebsfläche erfolgt. Als flächenmäßige 
Verringerung ist dabei nur jener Sachverhalt anzusehen, bei dem die nach dem 
31. Dezember 2016 eingetretene Verringerung einen Ertragswert von zumindest 
100 Euro erreicht oder übersteigt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Schlussbestimmung zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 Schlussbestimmung zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 

§ 349. Die §§ 23 Abs. 10 und 123 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 79/2015 treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft. 

§ 349. Die §§ 23 Abs. 10 und 123 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 79/2015 treten gleichzeitig mit den in § 689 Abs. 1a ASVG 
genannten Bestimmungen in Kraft. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 3 Teil 1 des Bundesgesetzes BGBI. I 
Nr. xx/2015 (44. Novelle) 

 § 354. (1) Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 
in Kraft: 

    1. mit 1. Jänner 2016 die §§ 1c, 2 Abs. 2, 20 Abs. 5, 23 Abs. 3a, 3b, 4 und 
5, 106 Abs. 1 Z 2a, 124 Abs. 4, 206 samt Überschrift, 217 Abs. 2 und 
349; 

    2. mit 1. Jänner 2017 der Abs. 2 sowie die §§ 23 Abs. 3, 23c samt 
Überschrift, 337 und 338. 

 (2) Erfolgt eine Betriebsaufgabe oder wesentliche Betriebsverringerung im 
Sinne des § 23c Abs. 1 Z 4 vor dem 1. Jänner 2017, ohne dass der Wegfall von 
Zuschlägen für öffentliche Gelder nach § 35 BewG 1955 bzw. von Zuschlägen 
nach § 40 BewG 1955 bzw. von Zuschlägen nach § 48 Abs. 4 Z 3 BewG 1955 in 
einem Einheitswertbescheid berücksichtigt wurde, so hat die Anrechnung dieser 
Zuschläge - ausgenommen grundstücksbezogener Zuschläge für Dauerkulturen 
(Sonder-und Obstkulturen nach § 32 Abs. 4 in Verbindung mit § 40 BewG 1955) 
- bei Bildung des Versicherungswertes nach § 23 Abs. 2 und 3 und bei 
Feststellung des Anspruchs aus Ausgleichzulage nach § 140 Abs. 5, 7, 9 und 10 
ab dem 1. Jänner 2017 zu unterbleiben, wenn dieser Sachverhalt von der 
betriebsführenden Person gemeldet wird. 

 (3) Auf Immobilienfonds, in die vor dem 1. Jänner 2016 veranlagt worden 
ist, ist § 206 in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden. 

Artikel 4 

Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes (42. Novelle zum B-KUVG) 
Unterbrechung der Versicherung Unterbrechung der Versicherung 

§ 7. (1) … § 7. (1) … 
(2) Die Unterbrechung der Krankenversicherung tritt nicht ein, (2) Die Unterbrechung der Krankenversicherung tritt nicht ein, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. …  1. … 
 2. während einer Karenz nach dem Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG), 

BGBl. Nr. 221, oder dem Väter-Karenzgesetz (VKG), BGBl. 
Nr. 651/1989, längstens bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres 
des Kindes sowie während der Dauer eines aufgeschobenen 
Karenzurlaubes nach § 15b MSchG oder § 4 VKG oder einer 
gleichartigen landesgesetzlichen Regelung oder eines 
Frühkarenzurlaubes für Väter, soweit keine Pflichtversicherung 
aufgrund eines Kinderbetreuungsgeldbezuges besteht; 

 2. während einer Karenz nach dem Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG), 
BGBl. Nr. 221, oder dem Väter-Karenzgesetz (VKG), BGBl. 
Nr. 651/1989, längstens bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres 
des Kindes sowie während der Dauer eines aufgeschobenen 
Karenzurlaubes nach § 15b MSchG oder § 4 VKG oder einer 
gleichartigen landesgesetzlichen Regelung oder eines 
Frühkarenzurlaubes, soweit keine Pflichtversicherung aufgrund eines 
Kinderbetreuungsgeldbezuges besteht; 

 3. …  3. … 
(3) … (3) … 

Vermögensanlage Vermögensanlage 
§ 152. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 

zinsenbringend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet des Abs. 3 und des § 153 nur 
angelegt werden: 

§ 152. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 
grundsätzlich zinsenbringend anzulegen. Anlagesicherheit und Liquidität haben 
Vorrang gegenüber der Erzielung eines angemessenen Ertrages. Die Mittel 
dürfen im Sinne der Anlagesicherheit unbeschadet des Abs. 3 und des § 153 nur 
angelegt werden: 

 1. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Mitgliedstaaten des 
EWR begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden 
erachtet wird, oder 

 1. in verzinslichen Schuldverschreibungen (verzinslichen Wertpapieren), 
die in Euro von Mitgliedstaaten (bzw. deren Teilstaaten, 
Bundesländern, Provinzen) des EWR begeben wurden, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 2. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Kreditinstituten begeben 
wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 2. in verzinslichen Schuldverschreibungen, die in Euro von 
Kreditinstituten begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei 
vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat des 
EWR haben, oder 

 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

 4. in Fonds, ausgenommen Immobilienfonds, unter den Beschränkungen 
nach den Z 1 bis 3 und nach Abs. 2 oder 

 4. in verzinslichen Schuldverschreibungen (Emissionen), deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die von 
Emittenten/Emittentinnen mit Sitz in einem Mitgliedstaat des EWR 
begeben wurden, oder 

 5. in Immobilienfonds.  5. in Unternehmensanleihen von Emittenten/Emittentinnen, deren Bonität 
als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

    6. in Fonds im Sinne des Investmentfondsgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 
77/2011, die den Kriterien nach den Z 1 bis 5 entsprechen. 

Für die Beurteilung der Bonität von Mitgliedstaaten des EWR sowie von 
Kreditinstituten können Mindest-Ratings der vom Markt anerkannten Rating-
Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in Aktien und Aktienfonds sind 
nicht zulässig. 

Für die Beurteilung der Bonität können Mindest-Ratings der vom Markt 
anerkannten Rating-Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in 
nachrangige Schuldverschreibungen (nachrangige Wertpapiere) sind nicht 
zulässig. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der besonderen 
außerbilanzmäßigen Geschäfte nach Z 1 der Anlage 2 zu § 22 des 
Bankwesengesetzes ist zulässig, wenn er nachweislich zur Absicherung 
bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der Arten von 
Derivatgeschäften nach Anhang II Abs. 1 lit. a bis d der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012, ABl. Nr. L 176 vom 
27.06.2013 S. 1, zuletzt geändert durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2015/1556, ABl. Nr. L 244 vom 19.09.2015 S. 9, ist zulässig, wenn er 
nachweislich zur Absicherung bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Vermögensanlagen, die von den 
Vorschriften der Abs. 1 und 2 abweichen, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung der Bundesministerin für Gesundheit und Frauen; handelt es sich 
um Angelegenheiten, die auch in den Wirkungsbereich des Bundesministers für 
soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz fallen, so bedürfen 
solche Beschlüsse der Genehmigung durch die Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz. Dabei ist jeweils das Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. Gegenstand solcher Beschlüsse 
können sowohl konkrete Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall als auch 
durch gemeinsame Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraussichtlich 
vorzunehmende Vermögensanlagen sein; letzterenfalls sind die wesentlichen 
Gruppenmerkmale (zB die Art und die sonstigen näheren Umstände der 
beabsichtigten Vermögensanlagen, insbesondere auch der vorzusehende 
Mindestertrag) im Beschlußwortlaut festzulegen. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über Vermögensveranlagungen, die 
in den Abs. 1 und 2 nicht erwähnt sind, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung durch die Bundesministerin für Gesundheit; handelt es sich um 
Angelegenheiten, die auch in den Wirkungsbereich des Bundesministers für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz fallen, so bedürfen solche Beschlüsse 
der Genehmigung durch die Bundesministerin für Gesundheit im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. Dabei ist 
jeweils das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. 
Kriterien für die Genehmigung der beabsichtigten Vermögensveranlagung sind 
jedenfalls Anlagensicherheit, Liquidität und Ertragsangemessenheit. 
Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl konkrete Vermögensanlagen in 
einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame Gruppenmerkmale 
gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmende Vermögensanlagen sein. 

(4) Der Versicherungsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Veranlagung durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und eine 
entsprechende Berufserfahrung nachweisen können. Für jede Vermögensanlage 
ist begleitend ein Risikomanagement durchzuführen. 

(4) Der Versicherungsträger hat dafür zu sorgen, dass die Veranlagung 
durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und eine entsprechende 
Berufserfahrung nachweisen können. Für jede Vermögensanlage ist begleitend 
ein Risikomanagement durchzuführen. Eine angemessene Funktionstrennung 
zwischen der Veranlagung und dem Risikomanagement ist zu gewährleisten. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Schlussbestimmung zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 Schlussbestimmung zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 

§ 241. Die §§ 2 Abs. 1 Z 5, 8 Abs. 4, 12 samt Überschrift, 15a Abs. 1 und 19 
Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 treten mit 
1. Jänner 2017 in Kraft. 

§ 241. (1) Die §§ 12 samt Überschrift und 15a Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft. 

 (2) Die §§ 2 Abs. 1 Z 5, 8 Abs. 4 und 19 Abs. 8 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 79/2015 treten gleichzeitig mit den in § 689 Abs. 1a 
ASVG genannten Bestimmungen in Kraft. 

 Schlussbestimmung zu Art. 4 Teil 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 
(42. Novelle) 

 § 245. (1) Die §§ 7 Abs. 2 Z 2, 152 samt Überschrift und 241 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 treten 1. Jänner 2016 in Kraft. 

 (2) Auf Immobilienfonds, in die vor dem 1. Jänner 2016 veranlagt worden 
ist, ist § 152 in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung weiterhin 
anzuwenden. 

Artikel 5 

Änderung des Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetzes 
Pflichtversicherung Pflichtversicherung 

§ 2. (1) … § 2. (1) … 
(2) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 

Personen handelt, in der Unfall- und Pensionsversicherung der in der 
gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen pflichtversichert: 

(2) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche 
Personen handelt, in der Unfall- und Pensionsversicherung der in der 
gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbstätigen pflichtversichert: 

 1. die ordentlichen Kammerangehörigen einer Ärztekammer, wenn sie 
freiberuflich tätig und nicht als Wohnsitzärzte (§ 47 des 
Ärztegesetzes 1998, BGBl. I Nr. 169) in die Ärzteliste eingetragen sind; 

 1. die ordentlichen Kammerangehörigen einer Ärztekammer, wenn sie 
freiberuflich tätig und nicht als Wohnsitzärzte (§ 47 des 
Ärztegesetzes 1998, BGBl. I Nr. 169) in die Ärzteliste eingetragen sind; 

 2. die Mitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer, ausgenommen 
Angehörige des Dentistenberufs, wenn sie freiberuflich tätig und nicht 
als Wohnsitzzahnärzte/Wohnsitzzahnärztinnen (§ 29 des 
Zahnärztegesetzes, BGBl. I Nr. 126/2005) in die Zahnärzteliste 
eingetragen sind. 

 2. die Mitglieder der Österreichischen Zahnärztekammer, ausgenommen 
Angehörige des Dentistenberufs, wenn sie freiberuflich tätig und nicht 
als Wohnsitzzahnärzte/Wohnsitzzahnärztinnen (§ 29 des 
Zahnärztegesetzes, BGBl. I Nr. 126/2005) in die Zahnärzteliste 
eingetragen sind. 

Eine freiberufliche Tätigkeit ist auch eine Tätigkeit im Rahmen einer 
Gruppenpraxis nach § 52a Abs. 1 Z 1 ÄrzteG 1998 bzw. nach § 26 Abs. 1 Z 1 
ZÄG oder als (geschäftsführender) Gesellschafter einer Gruppenpraxis nach 

Eine freiberufliche Tätigkeit ist auch eine Tätigkeit im Rahmen einer 
Gruppenpraxis nach § 52a Abs. 1 Z 1 ÄrzteG 1998 bzw. nach § 26 Abs. 1 Z 1 
ZÄG oder als (geschäftsführender) Gesellschafter einer Gruppenpraxis nach 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

36 von 45 
900 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung B

M
A

SK
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 52a Abs. 1 Z 2 ÄrzteG 1998 bzw. nach § 26 Abs. 1 Z 2 ZÄG. Als 
freiberufliche Tätigkeit gilt auch die Behandlung von Pfleglingen der 
Sonderklasse im Sinne des § 49 Abs. 3 Z 26 ASVG. 

§ 52a Abs. 1 Z 2 ÄrzteG 1998 bzw. nach § 26 Abs. 1 Z 2 ZÄG. Als 
freiberufliche Tätigkeit gilt auch die Behandlung von Pfleglingen der 
Sonderklasse im Sinne des § 49 Abs. 3 Z 26 ASVG sowie die Tätigkeit als 
Notarzt/Notärztin im Sinne des § 49 Abs. 3 Z 26a ASVG. 

(3) … (3) … 
 Schlussbestimmung zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 

 § 34. § 2 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 
tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

Artikel 6 

Änderung des Notarversicherungsgesetzes 1972 
Bedeutung der Begriffe Bedeutung der Begriffe 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet § 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet 
 1. bis 19. …  1. bis 19. … 
    20. Naher Angehöriger/nahe Angehörige: eine Person im Sinne des § 25 

der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBl. Nr. 194/1961, in der jeweils 
geltenden Fassung. Eine Privatstiftung gilt als nahe Angehörige einer 
versicherten Person, wenn 

    a) die versicherte Person selbst oder 
    b) einer/eine ihrer nahen Angehörigen nach dieser Bestimmung oder 
    c) die Notar-Partnerschaft, der die versicherte Person angehört, oder 
    d) eine Gesellschaft oder ein anderer Rechtsträger, an deren oder 

dessen Vermögen oder Gewinn die versicherte Person oder 
einer/eine ihrer nahen Angehörigen nach dieser Bestimmung 
wirtschaftlich betrachtet (§ 65a) insgesamt mit mehr als 10% 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, 

 Stifter/Stifterin, Begünstigter/Begünstigte oder 
Letztbegünstigter/Letztbegünstigte dieser Privatstiftung ist. 

Sprachliche Gleichbehandlung Sprachliche Gleichbehandlung 
§ 2a. Soweit im Folgenden personenbezogene Bezeichnungen nur in 

männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in 
gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils 
geschlechtsspezifische Form zu verwenden. 

§ 2a. Soweit in diesem Bundesgesetz personenbezogene Bezeichnungen nur 
in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in 
gleicher Weise. Bei der Anwendung auf bestimmte Personen ist die jeweils 
geschlechtsspezifische Form zu verwenden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Meldungen der Versicherten Meldungen der Versicherten 

§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 
(2a) Bedienen sich die versicherte Person oder die Notar-Partnerschaft, der 

die versicherte Person angehört, Fremdleistungen (§ 2 Z 19) und werden diese 
durch ein Unternehmen, an dessen Vermögen oder Gewinn die versicherte 
Person und/oder ein/e nahe/r Angehörige/r (im Sinne des § 25 der 
Bundesabgabenordnung) insgesamt mit mehr als 10 % unmittelbar oder 
mittelbar beteiligt sind, erbracht, so haben die versicherte Person bzw. die an 
der Notar-Partnerschaft beteiligten Versicherten dies der Versicherungsanstalt 
unverzüglich zu melden. 

(2a) Bedient sich eine versicherte Person oder eine Notar-Partnerschaft, 
der die versicherte Person angehört, einer Fremdleistung (§ 2 Z 19) und wird 
diese unmittelbar oder mittelbar durch ein oder mehrere Unternehmen erbracht, 
an dessen/deren Vermögen oder Gewinn die versicherte Person oder einer/eine 
ihrer nahen Angehörigen (§ 2 Z 20) wirtschaftlich betrachtet (§ 65a) insgesamt 
mit mehr als 10% unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, so haben die 
versicherte Person oder die an der Notar-Partnerschaft beteiligten Versicherten 
dies der Versicherungsanstalt unverzüglich zu melden. 

(3) … (3) … 
Beitragsgrundlage Beitragsgrundlage 

§ 10. (1) … § 10. (1) … 
(2) Bedient sich eine versicherte Person oder eine Notar-Partnerschaft, der 

die versicherte Person angehört, einer Fremdleistung (§ 2 Z 19) und wird diese 
durch ein Unternehmen im Sinne des § 5 Abs. 2a erbracht, so kann die 
versicherte Person nur 75 % des hiefür von ihr bezahlten bzw. auf sie anteilig 
entfallenden, von den Finanzbehörden als Betriebsausgabe anerkannten 
Betrages exklusive Umsatzsteuer als Minderung der Beitragsgrundlage geltend 
machen. Weist die versicherte Person nach, dass die dem/der ErbringerIn der 
Fremdleistung zu deren Erbringung entstandenen Aufwendungen, ausgenommen 
die an die versicherte Person bezahlten Geschäftsführungsvergütungen exklusive 
Umsatzsteuer höher als 75 % der von der versicherten Person oder der Notar-
Partnerschaft für diese Fremdleistung an den/die ErbringerIn bezahlten 
Gegenleistung exklusive Umsatzsteuer sind, so kann die versicherte Person 
hiefür einen entsprechend höheren Betrag als Minderung der Beitragsgrundlage 
geltend machen, höchstens aber den von den Finanzbehörden als 
Betriebsausgabe anerkannten Betrag. 

(2) Bedient sich eine versicherte Person oder eine Notar-Partnerschaft, der 
die versicherte Person angehört, einer Fremdleistung (§ 2 Z 19) und wird diese 
unmittelbar oder mittelbar durch ein oder mehrere Unternehmen im Sinne des § 
5 Abs. 2a erbracht, so kann die versicherte Person nur 75% des hiefür von ihr 
geleisteten oder auf sie entfallenden, von den Finanzbehörden als 
Betriebsausgabe anerkannten Betrages unter Ausschluss der Umsatzsteuer als 
Minderung der Beitragsgrundlage geltend machen. Weist die versicherte Person 
nach, dass die dem/der ErbringerIn der Fremdleistung zu deren Erbringung 
entstandenen Aufwendungen, ausgenommen die an die versicherte Person 
bezahlten Geschäftsführungsvergütungen exklusive Umsatzsteuer höher als 
75 % der von der versicherten Person oder der Notar-Partnerschaft für diese 
Fremdleistung an den/die ErbringerIn bezahlten Gegenleistung exklusive 
Umsatzsteuer sind, so kann die versicherte Person hiefür einen entsprechend 
höheren Betrag als Minderung der Beitragsgrundlage geltend machen, höchstens 
aber den von den Finanzbehörden als Betriebsausgabe anerkannten Betrag. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
Übertragung und Verpfändung von Leistungsansprüchen Übertragung und Verpfändung von Leistungsansprüchen 

§ 29. (1) … § 29. (1) … 
(2) Der Anspruchsberechtigte kann mit Zustimmung der 

Versicherungsanstalt seine Ansprüche auf Leistung auch in anderen als den im 
(2) Der Anspruchsberechtigte kann mit Zustimmung der 

Versicherungsanstalt seine Ansprüche auf Leistung auch in anderen als den im 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1 angeführten Fällen ganz oder teilweise rechtswirksam übertragen; die 
Versicherungsanstalt darf die Zustimmung nur erteilen, wenn die Übertragung 
im Interesse des Anspruchsberechtigten oder seiner nahen Angehörigen gelegen 
ist. 

Abs. 1 angeführten Fällen ganz oder teilweise rechtswirksam übertragen; die 
Versicherungsanstalt darf die Zustimmung nur erteilen, wenn die Übertragung 
im Interesse des Anspruchsberechtigten oder seiner nahen Angehörigen im Sinne 
des § 25 BAO gelegen ist. 

(3) … (3) … 
Leistungen der Pensionsversicherung Leistungen der Pensionsversicherung 

§ 40. In der Pensionsversicherung sind zu gewähren: § 40. In der Pensionsversicherung sind zu gewähren: 
 1. aus dem Versicherungsfall des Alters  1. aus dem Versicherungsfall des Alters 
 a) …  a) … 
 b) ab 1. Jänner 2016 die vorzeitige Alterspension;  b) ab 1. Jänner 2015 die vorzeitige Alterspension; 
 2. bis 4. …  2. bis 4. … 

Vermögensanlage Vermögensanlage 
§ 78. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 

zinsenbringend anzulegen. Sie dürfen unbeschadet des Abs. 3 und des § 79 nur 
angelegt werden: 

§ 78. (1) Die zur Anlage verfügbaren Mittel des Versicherungsträgers sind 
grundsätzlich zinsenbringend anzulegen. Anlagesicherheit und Liquidität haben 
Vorrang gegenüber der Erzielung eines angemessenen Ertrages. Die Mittel 
dürfen im Sinne der Anlagesicherheit unbeschadet des Abs. 3 und des § 79 nur 
angelegt werden: 

 1. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Mitgliedstaaten des 
EWR begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden 
erachtet wird, oder 

 1. in verzinslichen Schuldverschreibungen (verzinslichen Wertpapieren), 
die in Euro von Mitgliedstaaten (bzw. deren Teilstaaten, 
Bundesländern, Provinzen) des EWR begeben wurden, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 2. in verzinslichen Wertpapieren, die in Euro von Kreditinstituten begeben 
wurden, deren Bonität als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 2. in verzinslichen Schuldverschreibungen, die in Euro von 
Kreditinstituten begeben wurden, deren Bonität als zweifelsfrei 
vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat des 
EWR haben, oder 

 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird, oder 

 3. in auf Euro lautenden Einlagen bei Kreditinstituten, deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 
Mitgliedstaat des EWR haben, oder 

 4. in inländischen Liegenschaften (Grundstücken, Gebäuden) mit 
Ausnahme von Liegenschaften, die ausschließlich oder zum größten Teil 
industriellen, gewerblichen oder land- und forstwirtschaftlichen 
Zwecken dienen, oder 

 4. in verzinslichen Schuldverschreibungen (Emissionen), deren Bonität als 
zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die von 
Emittenten/Emittentinnen mit Sitz in einem Mitgliedstaat des EWR 
begeben wurden, oder 

 5. in Fonds, ausgenommen Immobilienfonds, unter den Beschränkungen  5. in Unternehmensanleihen von Emittenten/Emittentinnen, deren Bonität 
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nach den Z 1 bis 3 und nach Abs. 2 oder als zweifelsfrei vorhanden erachtet wird und die ihren Sitz in einem 

Mitgliedstaat des EWR haben, oder 
 6. in Immobilienfonds.  6. in Fonds im Sinne des Investmentfondsgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 

77/2011, die den Kriterien nach den Z 1 bis 5 entsprechen, oder 
    7. in inländischen Liegenschaften (Grundstücken, Gebäuden) mit 

Ausnahme von Liegenschaften, die ausschließlich oder zum größten Teil 
industriellen, gewerblichen oder land- und forstwirtschaftlichen 
Zwecken dienen. 

Für die Beurteilung der Bonität von Kreditinstituten können Mindest-Ratings 
der vom Markt anerkannten Rating-Agenturen herangezogen werden. 

Für die Beurteilung der Bonität können Mindest-Ratings der vom Markt 
anerkannten Rating-Agenturen herangezogen werden. Veranlagungen in 
nachrangige Schuldverschreibungen (nachrangige Wertpapiere) sind nicht 
zulässig. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der besonderen 
außerbilanzmäßigen Geschäfte nach Z 1 der Anlage 2 zu § 22 des 
Bankwesengesetzes ist zulässig, wenn er nachweislich zur Absicherung 
bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(2) Der Einsatz derivativer Instrumente im Sinne der Arten von 
Derivatgeschäften nach Anhang II Abs. 1 lit. a bis d der Verordnung (EU) Nr. 
575/2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012, ABl. Nr. L 176 vom 
27.06.2013 S. 1, zuletzt geändert durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2015/1556, ABl. Nr. L 244 vom 19.09.2015 S. 9, ist zulässig, wenn er 
nachweislich zur Absicherung bestehender Positionen nach Abs. 1 dient. 

(3) Beschlüsse der Verwaltungskörper über von den Vorschriften der Abs. 1 
und 2 abweichende Vermögensanlagen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen. Gegenstand solcher Beschlüsse können 
sowohl konkrete Vermögensanlagen in einem einzelnen Fall als auch durch 
gemeinsame Gruppenmerkmale gekennzeichnete und voraussichtlich 
vorzunehmende Vermögensanlagen sein; letzterenfalls sind die wesentlichen 
Gruppenmerkmale (zB die Art und die sonstigen näheren Umstände der 
beabsichtigten Vermögensanlagen, insbesondere auch der vorzusehende 
Mindestertrag) im Beschlußwortlaut festzulegen. 

(3) Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen Beschlüsse der Verwaltungskörper über 
Vermögensveranlagungen, die in den Abs. 1 und 2 nicht erwähnt sind, der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz. 
Kriterien für die Genehmigung der beabsichtigten Vermögensveranlagung sind 
jedenfalls Anlagensicherheit, Liquidität und Ertragsangemessenheit. 
Gegenstand solcher Beschlüsse können sowohl konkrete Vermögensanlagen in 
einem einzelnen Fall als auch durch gemeinsame Gruppenmerkmale 
gekennzeichnete und voraussichtlich vorzunehmende Vermögensanlagen sein. 

 (4) Der Versicherungsträger hat dafür zu sorgen, dass die Veranlagung 
nach Möglichkeit durch Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet sind und 
eine entsprechende Berufserfahrung nachweisen können. Ist dies nicht möglich, 
so hat der Versicherungsträger für jede Vermögensanlage eine fachlich 
qualifizierte Person als BeraterIn hinzuzuziehen. 
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 Schlussbestimmung zu Art. 6 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 

 § 122. (1)Es treten in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 
in Kraft: 

  1. mit 1. Jänner 2016 die §§ 2 Z 20, 2a, 5 Abs. 2a, 10 Abs. 2, 29 Abs. 2 und 
78 samt Überschrift; 

  2. rückwirkend mit 1. Jänner 2015 § 40 Z 1 lit. b. 
 (2) Die §§ 2 Z 20, 5 Abs. 2a und 10 Abs. 2 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 sind rückwirkend auf die Neuberechnung 
der Beiträge nach § 14 für jene Kalenderjahre anzuwenden, für die bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 2015 noch kein rechtskräftiger 
Einkommensteuerbescheid vorgelegt wurde (§ 13 Abs. 1). 

Artikel 7 

Änderung des Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetzes 
 Bundesgesetz betreffend ergänzende Regelungen im Bereich der sozialen 

Sicherheit im Verhältnis zur Europäischen Union, anderen Vertragsstaaten und 
internationalen Organisationen (Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetz – SV-
EG) 

 Freiwillige Weiterversicherung trotz Pflichtversicherung in einem anderen 
Staat 

 § 8c. Eine Pflichtversicherung nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Staates, für den die Verordnung oder ein Abkommen gilt, steht einer 
Weiterversicherung in der österreichischen Pensionsversicherung nicht 
entgegen, sofern unmittelbar vor dieser Weiterversicherung zwölf Monate der 
Pflichtversicherung in der österreichischen Pensionsversicherung auf Grund 
einer Erwerbstätigkeit vorliegen. Eine Zusammenrechnung mit ausländischen 
Versicherungszeiten findet hinsichtlich dieser Voraussetzung nicht statt. 

 Berücksichtigung von Beschäftigungszeiten bei einer internationalen 
Organisation bzw. bei EU-Einrichtungen 

 § 8d. (1) Hat eine Person Versicherungszeiten in der österreichischen 
Pensionsversicherung und Beschäftigungszeiten bei einer internationalen 
Organisation in einem Staat, für den die Verordnung gilt, oder bei einer 
Einrichtung der Europäischen Union, für die das EUB-SVG gilt, zurückgelegt, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
so hat der zuständige österreichische Versicherungsträger diese 
Beschäftigungszeiten wie Versicherungszeiten eines anderen Mitgliedstaates zu 
berücksichtigen und die österreichische Pension nach der Verordnung 
festzustellen. 

 (2) Die Beschäftigungszeiten bei einer internationalen Organisation bzw. 
bei einer Einrichtung der Europäischen Union sind für die Anwendung des Abs. 
1 nur dann wie eine Versicherungszeit zu berücksichtigen, wenn die betreffende 
Person während einer solchen Beschäftigung dem Pensionsfonds der 
Organisation oder einer sonstigen Pensionsvorsorge, die für die Bediensteten 
der Organisation geschaffen wurde, angehört hat. Sofern die internationale 
Organisation bzw. die Einrichtung der Europäischen Union die 
Beschäftigungszeiten nicht bekannt gibt, hat die betroffene Person diese 
nachzuweisen. 

 (3) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn von der in einem Bundesgesetz oder 
einem von Österreich geschlossenen Abkommen vorgesehenen Möglichkeit des 
Erwerbs von Versicherungszeiten in der österreichischen Pensionsversicherung 
für Beschäftigungszeiten bei einer internationalen Organisation bzw. einer 
Einrichtung der Europäischen Union Gebrauch gemacht wurde oder ein 
Abkommen für diesen Fall bereits eine Zusammenrechnung von Zeiten vorsieht. 

  
 § 9l. (1) Die §§ 8c und 8d samt Überschriften in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 
 (2) § 8c ist auch in jenen Fällen anzuwenden, in denen die betreffende 

Person aus der Pflichtversicherung in der österreichischen 
Pensionsversicherung bereits vor dem 1. Jänner 2016 ausgeschieden ist, wobei 
für die Geltendmachung des Rechts auf freiwillige Weiterversicherung der 1. 
Jänner 2016 als Tag des Ausscheidens aus der Pflichtversicherung gilt und die 
verlangten zwölf Monate der Pflichtversicherung in der österreichischen 
Pensionsversicherung auf Grund einer Erwerbstätigkeit nicht unmittelbar vor 
dem 1. Jänner 2016 liegen müssen. 

 (3) Auf Antrag der betroffenen Person ist § 8d auch auf Fälle anzuwenden, 
in denen ein vor dem 1. Jänner 2016 gestellter Antrag mangels Erfüllung der 
erforderlichen Anzahl der Versicherungszeiten abgewiesen wurde. Die 
Rechtskraft der früheren Entscheidung steht einer neuerlichen Entscheidung 
nach § 8d nicht entgegen. Wird der Antrag innerhalb von zwei Jahren nach dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
1. Jänner 2016 gestellt, so werden die Ansprüche mit Wirkung von diesem 
Zeitpunkt erworben, ohne dass der betreffenden Person Ausschluss- oder 
Verjährungsfristen entgegengehalten werden können. 

Artikel 8 

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 
Ruhen des Arbeitslosengeldes Ruhen des Arbeitslosengeldes 

§ 16. (1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht während § 16. (1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht während 
 a) bis n) …  a) bis n) … 
 o) des Bezuges von Rehabilitationsgeld,  o) des Bezuges von Rehabilitationsgeld oder von Übergangsgeld aus der 

Unfallversicherung gemäß § 199 ASVG, 
 p) und q) …  p) und q) … 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
Weiterbildungsgeld Weiterbildungsgeld 

§ 26. (1) und (2) … § 26. (1) und (2) … 
(3) Bei Vorliegen einer Beschäftigung oder einer selbständigen 

Erwerbstätigkeit gebührt kein Weiterbildungsgeld, es sei denn, daß § 12 Abs. 6 
lit. a, b, c, d, e oder g (Geringfügigkeit) zutrifft. 

(3) Bei Vorliegen einer Beschäftigung oder einer selbständigen 
Erwerbstätigkeit gebührt kein Weiterbildungsgeld, es sei denn, daß § 12 Abs. 6 
lit. a, b, c, d, e oder g (Geringfügigkeit) zutrifft. Wer auf Grund einer Ausbildung 
oder mehrerer Ausbildungen Einkünfte erzielt, deren Höhe das Eineinhalbfache 
der Geringfügigkeitsgrenze gemäß § 5 Abs. 2 ASVG übersteigt, hat keinen 
Anspruch auf Weiterbildungsgeld. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 
Bildungsteilzeitgeld Bildungsteilzeitgeld 

§ 26a. (1) und (2) … § 26a. (1) und (2) … 
(3) Bei Vorliegen einer anderen Beschäftigung oder einer selbständigen 

Erwerbstätigkeit gebührt kein Bildungsteilzeitgeld, es sei denn, dass § 12 Abs. 6 
lit. a, b, c, d, e oder g (Geringfügigkeit) zutrifft. 

(3) Bei Vorliegen einer anderen Beschäftigung oder einer selbständigen 
Erwerbstätigkeit gebührt kein Bildungsteilzeitgeld, es sei denn, dass § 12 Abs. 6 
lit. a, b, c, d, e oder g (Geringfügigkeit) zutrifft. Wer auf Grund einer Ausbildung 
oder mehrerer Ausbildungen Einkünfte erzielt, deren Höhe das Eineinhalbfache 
der Geringfügigkeitsgrenze gemäß § 5 Abs. 2 ASVG übersteigt, hat keinen 
Anspruch auf Bildungsteilzeitgeld. 

(4) und (5) … (4) und (5) … 
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Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 79. (1) bis (151) … § 79. (1) bis (147) … 
(148) § 1 Abs. 1, § 6 Abs. 1 Z 6a, § 23 Abs. 3, § 25 Abs. 1, § 27 Abs. 3 und 

8, § 27a, § 47 Abs. 2, § 49 Abs. 1, § 51 Abs. 2 und 3, § 55 Abs. 2, § 70 Abs. 2, 
§ 78 und § 84 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2015 treten 
mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

(148) § 1 Abs. 1, § 6 Abs. 1 Z 6a, § 23 Abs. 3, § 25 Abs. 1, § 27 Abs. 3 und 
8, § 27a, § 47 Abs. 2, § 49 Abs. 1, § 51 Abs. 2 und 3, § 55 Abs. 2, § 70 Abs. 2, 
§ 78 und § 84 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2015 treten 
mit 1. Jänner 2016 in Kraft. Für § 70 Abs. 2 (Z 13 dieses Bundesgesetzes) gilt 
dies mit der Maßgabe, dass der zu ersetzende Ausdruck statt „§§ 76 und 78 des 
AVG 1950“ richtig „§§ 76 bis 78 des AVG 1950“ lautet. 

 (152) § 16 Abs. 1 lit. o in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

 (153) § 26 Abs. 3 und § 26a Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2015 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft und gelten für Anträge 
auf Weiterbildungsgeld und auf Bildungsteilzeitgeld, die nach Ablauf des 31. 
Dezember 2015 gestellt werden. 

Artikel 9 

Änderung des Mutterschutzgesetzes 1979 
Karenz der Adoptiv- oder Pflegemutter Karenz der Adoptiv- oder Pflegemutter 

§ 15c. (1) Eine Dienstnehmerin, die ein Kind, welches das zweite 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

§ 15c. (1) Eine Dienstnehmerin, die ein Kind, welches das zweite 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

 1.  an Kindes Statt angenommen hat (Adoptivmutter), oder  1.  an Kindes Statt angenommen hat (Adoptivmutter) oder 
 2. in der Absicht, ein Kind an Kindes Statt anzunehmen, dieses in 

unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegemutter), 
 2. ein Kind in unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegemutter) 

und die mit dem Kind im selben Haushalt lebt, hat Anspruch auf Karenz. und die mit dem Kind im selben Haushalt lebt, hat Anspruch auf Karenz. 
(2) … (2) … 
(3) Nimmt die Dienstnehmerin ein Kind nach Ablauf des zweiten 

Lebensjahres, jedoch vor Ablauf des siebenten Lebensjahres des Kindes an 
Kindes Statt an oder nimmt sie es in der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, 
in unentgeltliche Pflege, hat die Dienstnehmerin Anspruch auf Karenz in der 
Dauer von sechs Monaten. Die Karenz beginnt mit dem Tag der Annahme an 
Kindes Statt oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege oder im Anschluss an 
eine Karenz des anderen Elternteils, Adoptiv- oder Pflegeelternteils. 

(3) Nimmt die Dienstnehmerin ein Kind nach Ablauf des zweiten 
Lebensjahres, jedoch vor Ablauf des siebenten Lebensjahres des Kindes an 
Kindes Statt an oder in unentgeltliche Pflege, hat die Dienstnehmerin Anspruch 
auf Karenz in der Dauer von sechs Monaten. Die Karenz beginnt mit dem Tag 
der Annahme an Kindes Statt oder der Übernahme in unentgeltliche Pflege oder 
im Anschluss an eine Karenz des anderen Elternteils, Adoptiv- oder 
Pflegeelternteils. 
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(4) … (4) … 

  
§ 40. (1) bis (23) … § 40. (1) bis (23) … 

 (24) § 15c Abs. 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xx/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft und gilt in dieser Fassung für 
Pflegemütter, deren Kinder ab diesem Zeitpunkt geboren werden. 

Artikel 10 

Änderung des Väter-Karenzgesetzes 
Karenz des Adoptiv- oder Pflegevaters Karenz des Adoptiv- oder Pflegevaters 

§ 5. (1) Anspruch auf Karenz unter den in §§ 2, 3 und 4 genannten 
Voraussetzungen und Bedingungen hat, sofern im Folgenden nicht anderes 
bestimmt ist, auch ein Arbeitnehmer, der ein Kind, welches das zweite 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

§ 5. (1) Anspruch auf Karenz unter den in den §§ 2, 3 und 4 genannten 
Voraussetzungen und Bedingungen hat, sofern im Folgenden nicht anderes 
bestimmt ist, auch ein Arbeitnehmer, der ein Kind, welches das zweite 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 

 1. an Kindes Statt angenommen hat (Adoptivvater);  1. an Kindes Statt angenommen hat (Adoptivvater); 
 2. in der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, in unentgeltliche Pflege 

genommen hat (Pflegevater). 
 2. in unentgeltliche Pflege genommen hat (Pflegevater). 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) Nimmt ein Arbeitnehmer ein Kind nach Ablauf des 18. Lebensmonates, 

jedoch vor Vollendung des zweiten Lebensjahres an Kindes Statt an oder nimmt 
er es in unentgeltliche Pflege in der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, 
kann er Karenz im Ausmaß bis zu sechs Monaten auch über das zweite 
Lebensjahr des Kindes in Anspruch nehmen. 

(4) Nimmt ein Arbeitnehmer ein Kind nach Ablauf des 18. Lebensmonates, 
jedoch vor Vollendung des zweiten Lebensjahres an Kindes Statt an oder in 
unentgeltliche Pflege, kann er Karenz im Ausmaß bis zu sechs Monaten auch 
über das zweite Lebensjahr des Kindes in Anspruch nehmen. 

(5) Nimmt ein Arbeitnehmer ein Kind nach Ablauf des zweiten 
Lebensjahres, jedoch vor Vollendung des siebenten Lebensjahres des Kindes an 
Kindes Statt an oder nimmt er es in der Absicht, es an Kindes Statt anzunehmen, 
in unentgeltliche Pflege, hat er aus Anlass der Adoption oder Übernahme in 
unentgeltliche Pflege Anspruch auf Karenz im Ausmaß von sechs Monaten. Im 
Übrigen gelten die §§ 2 und 3. 

(5) Nimmt ein Arbeitnehmer ein Kind nach Ablauf des zweiten 
Lebensjahres, jedoch vor Vollendung des siebenten Lebensjahres an Kindes Statt 
an oder in unentgeltliche Pflege, hat er aus Anlass der Adoption oder 
Übernahme in unentgeltliche Pflege Anspruch auf Karenz im Ausmaß von sechs 
Monaten. Im Übrigen gelten die §§ 2 und 3. 

(6) … (6) … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 14. (1) bis (15) § 14. (1) bis (15) 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
900 der B

eilagen X
X

V
. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung B

M
A

SK
 45 von 45 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (16) § 5 Abs. 1, 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 

xx/2015 tritt mit 1. Jänner 2016 in Kraft und gilt in dieser Fassung für 
Pflegeväter, deren Kinder ab diesem Zeitpunkt geboren werden. 
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